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1. Vorwort 
 
Der vorliegende Bericht ist die dritte Treibhausgasbilanz der Landkreisverwaltung Sigmaringen 
und dient der fortlaufenden Dokumentation von Klimaschutzaktivitäten als auch Treibhaus-
gasemissionen für das Jahr 2024. Schwerpunkte sind die Entwicklung und Analyse von Emissi-
onsquellen gegenüber dem Vorjahr, der Stand laufender Projekte, sowie die Erarbeitung von 
Maßnahmenvorschlägen zur weiteren Emissionssenkung. 
 

2. Zielsetzung der Landkreisverwaltung Sigmaringen 
2.1 Zielsetzung auf Basis des Ifeu-Instituts 
Der zugrundeliegende Handlungsleitsatz des Klimaschutzes wird durch die Klima-Rangfolge im 
§3 KSG BW definiert. Laut dieser sollen Treibhausgasemissionen vorrangig  
 

I. vermieden 
II. verringert und letztendlich bei verhältnismäßigem Aufwand  

III. kompensiert werden dürfen, sollten sie unvermeidbar sein.  

 
Diese Vorgabe soll eine möglichst ressourcenschonende und energieeinsatzeffiziente Vorge-
hensweise sicherstellen. 
 
Zur detaillierteren Zielsetzung gilt weiterhin die Erreichung der Klimaneutralität der in der 
Kernbilanz erfassten Emissionen bis zum Jahr 2040 unter Einhaltung der Unterziele, die im 
„Leitfaden Klimaneutrale Kommunalverwaltung Baden-Württemberg“, herausgegeben durch 
das Ifeu-Institut, definiert werden. Entsprechend der Definition des Ifeu ist die Klimaneutrali-
tät der Verwaltung bei einer Reduktion der Treibhausgasemissionen um 90-95% im Vergleich 
zum selbstgewählten Startjahr 2022 erreicht, wobei geringfügig Restemissionen auf Basis von 
Vorkettenemissionen erneuerbarer Energieträger erlaubt sind.  
 

Eine jährliche Reduktion von 14% auf dem Treibhausgasminderungspfad gilt als Richtwert, 
um bis 2040 die Treibhausgasneutralität erreichen zu können. Diese Zielsetzung macht eine 
Halbierung des Endenergieverbrauches bis 2040 notwendig. 

 
Hinsichtlich des zu betrachtenden Gebäudeportfolios werden Beteiligungsunternehmen, ver-
mietete Wohngebäude und Asyl- sowie Obdachlosen- und Gemeinschaftsunterkünfte ausge-
schlossen. Bei der Sanierung von Liegenschaften soll ein Heizwärmebedarf von unter 50 
kWh/(m²*a) für Heizung und Warmwasser und ein Mindestzielwert von 1 kWp installierter 
PV-Leistung pro 10 m² überbauter Grundfläche, bezogen auf alle landkreiseigenen Liegen-
schaften, angestrebt werden. 
Weiterhin ist eine Anrechnung von bezogenem Ökostrom und eigenerzeugtem PV-Strom laut 
des Leitfadens nicht vorgesehen. Dies soll verhindern, dass durch diese Maßnahme eingesparte 
Ressourcen an anderer Stelle eingesetzt und Stromeinsparungen am Verbrauchsort vernachlässigt 

werden (Rebound-Effekt). Diese nicht anrechenbaren Maßnahmen werden in einer Alternativ-
bilanz aufgezeigt. 
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2.2 Übergeordnete Zielsetzungen 
Die Ziele der Klimaneutralität stehen außerdem in Zusammenhang mit anderen gesetzlichen 
und freiwilligen Verpflichtungen, die im Sinne einer ökonomischen und ökologischen Effizi-
enz immer zusammen betrachtet werden sollten. Eine aktuelle Übersicht dazu findet sich in 
Tabelle 1.
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Tabelle 1 Maßgebliche Zielsetzungen an eine Kommunalverwaltung / an den Landkreis auf dem Weg zu Klimaneutralität stand 2024 (ohne Anspruch auf Vollständigkeit) 

 Klimaschutz- und Klimaanpassungsgesetz Ba-
den-Württemberg KSG BW 

Instituts für Energien- und Umweltfor-
schung Heidelberg 
Ifeu „Leitfaden klimaneutrale Kommu-
nalverwaltung BW“ unter Beratung der 
KEA BW 

Klimaschutzleitbild des LRA 2017, Haushaltsplan 
20231 und Energiepolitisches Arbeitspapier auf 
Basis des eea 

Gebäudeenergiegesetz GEG (Vereinigung des 
früheren Energieeinspargesetz (EnEG), der Ener-
gieeinsparverordnung (EnEV) und des Erneuer-
bare-Energien-Wärmegesetz (EEWärmeG) ver-
eint)  
und Gebäudeeffizienzgesetz EnEfG 

Begriffsbestimmung „Kli-
maneutralität“ 

Netto-Treibhausgasneutralität ist mit einem Gleichge-
wicht zwischen Treibhausgase aus Quellen und dem Ab-
bau von THGs aus Senken erreicht (§10 Absatz 1 Satz 1 
in Verbindung mit §2 Absatz 2) 

Klimaneutral ist eine Kommunalverwaltung, 
wenn ihre verursachten Treibhausgase und 
die durch Senken der Atmosphäre entzogene 
THGs bilanziell bei 0 liegen 

- Ziel Klimaneutalität bis 2045, GEG mit Vorgaben zu Hei-
zungstechnik und Gebäudehülle macht, EnEfG anhand 
übergeordneter Einsparziele und Managementpflichten 
für Staat und Wirtschaft 

Emissionen Senkung der Treibhausgasemissionen um mindestens 
65% bis 2030, bis 2040 Nettotreibhausgasneutralität 
 

Senkung der Treibhausgasemissionen um 80% 
bis 2030 ggü. Startbilanz 
THG-Minderungspfad von 14 % ggü. Vorjahr 
bis 2040 
 

Zielwert von 1700t/a CO2-Emissionen für 2024, CO2 Re-
duktion auf Basis des Wärmebedarfs um 25% im Vgl. zu 
2020 (HHP 2026) 
Reduktion der Emissionen im Landkreis um 70% bis 
2040 (im Vgl. zu 1995) (KSLB 2017) 

- 

Energieerzeugung Photovoltaikpflicht seit 2022 sowie Plicht zum Ladeinf-
rastrukturausbau ab 2030 mit (2027 jeder 8., 2030 jeder 
4. Stellplatz mit Anschluss) 
§21 Mindestflächenanteile für Windkraft (für Freiflä-
chen-PV2 aktuell gestrichen) 
 

Mindestens 1 kW installierte PV-Leistung pro 
10m² überbauter Grundfläche 

Deckung des Strombedarfs der kreiseigenen Liegen-
schaften zu 26% aus regenerativen Energien 
(strategische Steuerung des Landkreises im HF „Lebens-
qualität“ HHP 2024, S. 276) 

GEG: 65-Prozent-EE-Regel als Plicht für Neubauten in 
Neubaugebieten, aber auch „Bestandsschutz“, Anlagen 
älter als 30 Jahre = Austausch, Austausch muss erledigt 
sein bis 2024, Strengere Regelung für Bestandsgebäude 
greifen erst mit den jeweiligen Fristen (spätestens Mitte 
2028 für kleinere Kommunen), wenn kommunale Wär-
meplanung KWW vorliegt  

Energiebedarf §18 obligatorische behördliche Energieverbrauchserfas-
sung mit kontinuierlichem Energiemanagement 
§27 Absatz 6 Obligatorische kommunale Wärmeplanung 

Halbierung des Endenergieverbrauchs bis 
2040 
Wärmebedarf unter 50 kWh/(m2*a), nicht 
weiter definierte Ausnahmen für Funktions-
bauten 

Verbrauchsreduktion im Landkreis: Primärenergie um 
40%, Strom um 20%, Wärme um 45% und Erhöhung der 
erneuerbaren Energien für Wärme um 65% und für 
Strom um 35 % bis 2040 (im Vgl. zu 1995) (KSLB 2017 
 

EnEfG: Energieverbrauchsreduktion um jährlich 2% 
GEG: Neubauten Effizienz-55-Standard für Kommunen 
unter 100.000 bis 20.06.2028 

Verpflichtende Nutzung von 
Instrumenten, Management-
sytsemen oder Konzepterstl-
leung 

§27:kommunale Wärmeplanung  
§29b verpflichtende Erstellung eines Klimawandelan-
passungskonzeptes für den Landkreis bis 30.06.2031 

- - EnEfG: Einführung von Energie-/Umweltmanagement-
systemen  

Kompensation / CO2 Schatten-
bepreisung / Klimaschutzfond 

Kompensation als Ausnahme und nur gemäß Standard 
Clean Development Mechanism CMD oder Gold Stan-
dard 
 
Landesbauten: Erhebung des CO2 Schattenpreises und 
dessen Inklusion in Wirtschaftlichkeits-berechnungen 
für Neubauten und Sanierungen ab 01.04.2023, 300 
€/tCO2Äq Stand August 2025 
 
Prüfung der Klimaverträglichkeit bei Inanspruchnahme 
von Landes-Förderprogrammen 

Argumentiert gegen Kompensation. Bundes-
umwelt-ministerium (BMU) und Umweltbun-
desamt (UBA) ermöglichen diese jedoch Kom-
munen mit Ziel der Klimaneutralität bis 2030 
oder 2035. Allerdings: Ende der Anrechnung 
in 2040 

- - 

Sanierungsrate und Gebäude-
investitionen 

Keine Angabe, soll erhöht werden - Steigerung auf >2% im Landkreis - 

                                                      
1 Bezogen auf ein definiertes Portfolio kreiseigener Liegenschaften 
2 Zwischenzeitliche Streichung von Freiflächen-Photovoltaikanlagen (FFPVA) in Baden-Württemberg, Ausweisung von Flächen in Regionalplänen von ca. 0,2% 
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3. Die Treibhausgasbilanz der Landkreisverwaltung im Jahr 2024 
 
Die Treibhausgasbilanz der Landkreisverwaltung für das Jahr 2024 orientiert sich weiterhin 
an den System- und Bilanzgrenzen sowie Methoden, die im Leitfaden des Ifeu-Instituts fest-
gelegt wurden. Die Daten werden für die relevanten Handlungs- und Themenfeldern (s. Ab-
bildung 1) erfasst und analysiert und den Zahlen der Bilanz 2023 gegenübergestellt. 

 
 

3.1 Kernbilanz: Handlungsfelder Gebäude, Fuhrpark und Dienstfahrten 
 

3.1.1 Kernbilanz des Jahres 2024 in kWh 
Tabelle 2 gibt Aufschluss über den Jahresgesamtenergieverbrauch der Landkreisverwaltung 
Sigmaringen des Jahres 2024. Die Daten wurden den nicht witterungsbereinigten3 Ver-
brauchszahlen entnommen, die dem Energiebericht 2024 zugrunde liegen. Für die Auswer-
tung der Daten im Mobilitätssektor wurde die jährliche Kilometerfahrleistung der Fahrzeuge 
mit einem durchschnittlichen Verbrauch und dem Heizwert des getankten Kraftstoffes be-
rechnet. Während so für die Verbräuche des Fuhrparks Annahmen zur Berechnung notwendig 
waren und gewisse rechnerische Unsicherheiten entstehen, konnten die Angaben über den 
Energieverbrauch der Schwerlast- und Spezialmaschinen des Fachbereichs Straßenbau in den 
Straßenmeistereien und Stützpunkten sowie der Angaben des Fachbereichs Vermessung und 
Flurneuordnung anhand der Dokumentation der Betankungen litergenau erfolgen. Für den 
Betrieb elektrifizierter Pkw wurden die Zählerstände ausgelesen, die den Strombezug der La-
desäulen dokumentieren. Hinsichtlich der Dienstreisen war eine Auswertung der im Reisekos-
tenprogramm ADP geführten Angaben über zurückgelegte Kilometer und Personentransport-
mittel (Bahn4/Privat-Pkw) möglich.

                                                      
3 Entspricht dem Vorgehen des BICO2BW Tools 
4 Die Streckenangaben der DB unterscheiden sind von den persönlich eingetragenen Angaben im Reisekosten-
abrechnungsprogramm ADP. Eine gewisse Datenungenauigkeit dadurch ist hinzunehmen. 

Abbildung 1 Projektstruktur des LRA Sigmaringen nach Handlungs- und Themenfeldern 
(dunkelblau: Kernbilanz, hellblau: freiwillige Nebenbilanz). 



 
Tabelle 2 Energieverbräuche nach Sektoren und Energieträger in kWh und Prozent in 2024 und Vergleich mit 2023 

 2024 2023 Abweichungen 2024 zu 2023 

Energieverbräuche der Kernbilanz der Landkreisverwal-
tung Sigmaringen  

kWh5  
absolut 

Anteil 
relativ 

kWh 
absolut 

Anteil 
relativ 

kWh 
absolt 

Anteil 
relativ 

Gebäude 
75,2% 

 

Wärme  
55,6% 
 

Gas 
Fernwärme 

3.160.289 
32.095 

30,9% 
0,3% 

2.521.940 
86.718 

25,0% 
0,9% 

+683.349 
-54.623 

+25,3% 
-63,0% 

Öl 1.407.670 13,8% 1.645.840 16,3% -238.170 -14,5% 

Geothermie 120.900 1,2% 120.800 1,2% +100 +0,1% 

Holzhackschnitzel 442.055 4,3% 482.850 4,8% -40.795 -8,4% 

Pellets 517.342 5,1% 577.592 5,7% -60.250 -10,4% 

Strom 
19,5% 

PV-Strom  (Eigenstrom) 306.821 3,0% 239.325 2,4% +67.496 +28,2% 

Ökostrom (Fremdstrom) 1.689.702 16,5% 1.691.410 16,8% -1.708 -0,1% 

Mobilität 
24,8% 

Fuhrpark 
22,2% 

 

Fahrzeug-Pool 
E-Mobilität 

299.033 
6.420 

2,9% 
0,1% 

293.439 
9.567 

2,9% 
0,1% 

+5.594 
-3.147 

+1,9% 
-32,9% 

FB Forst 147.901 1,4% 156.386 1,6% -8.485 -5,4% 

FB Vermessung & 
Flurneuordnung  

36.245 0,4% 35.602 0,4% +643 +1,8% 

Schulen 24.035 0,2% 17.219 0,2% +6.816 +39,6% 

FB Straßenbau 
(inkl. Straßenmeistereien & 
Werkstätten) 

1.750.181 17,1% 1.930.460 19,2% -180.279 -9,3% 

Dienstreisen 
  2,7% 

Bahn 2.372 0,0% 2.196 0,0% +176 +8,0% 

Privat-Pkw (exkl. Fuhrpark) 271.099 2,7% 262.501 2,6% +8.598 +3,3% 

Flugzeug 0 0,0% 461 0,0% -461 -100% 

Summe aller Energieträger 10.214.160 100% 10.074.306 100% +139.854 +1,4% 

Summe erneuerbare Energien 1.395.910 13,7% 1.432.330 14,2% -36.420 -2,5% 

 
 
Erläuterungen und Hintergründe zu den Zahlen sowie Entwicklungen finden sich ab S.  19 dieses Bilanzberichtes.

                                                      
5 Energieverbräuche nicht witterungsbereinigt 



 

Abbildung 2 zeigt die prozentuale Verteilung der Energieverbräuche. Von den verbrauchten 
knapp 10,2 MWh waren drei Viertel dem Gebäudesektor und ein Viertel dem Mobilitätssektor 
anzurechnen. Mit ca. 31% wurde der größte energetische Anteil auf Basis von Erdgas zur Ge-
bäudebeheizung bereitgestellt, gefolgt von Kraftstoffen für den Mobilitätssektor mit ca. 25% 
und der Stromversorgung mit 19%. 

 
Abbildung 2 Energieverbräuche der Landkreisverwaltung Sigmaringen in 2024 nach Sektoren und deren Energieträgern in 
kWh 

3.1.2 Anpassung der Emissionsfaktoren in 2024 
Werden die Energieverbräuche mit den entsprechenden Emissionsfaktoren der Energieträger 
multipliziert, erhält man die Treibhausgasemissionen. Eine Änderung der Emissionsfaktoren 
kann daher einen relevanten Einfluss auf die Mengenberechnung der Treibhausgase haben. 
Bei der Auswahl der Emissionsfaktoren wurde auf die Bilanzierungssystematik Kommunal 
(BISKO)6 zurückgegriffen, deren Werte die Vorketten der Energiebereitstellung beinhalten 
und in regelmäßigen Abständen aktualisiert werden. Anzumerken ist, dass die aktuellsten Da-
ten zu den Emissionsfaktoren dem BICO2BW Rechner7 (Zielgruppe Verwaltung, Tabelle 3 Emis-
sionsfaktoren in kg/kWh gemäß BICO2BW, Stand November 2024 entnommen wurden, wel-

                                                      
6 die Bilanzierungssystematik Kommunal (BISKO) ist in Anlehnung des Greenhouse Gas Protocol entstanden 
und ermöglicht entsprechen internationale Vorgaben eine einheitliche und transparente Treibhausgasbilanzie-
rung von Kommunen  
7 BICO2BW ist eine excelbasierte Bilanzierungsrechenhilfe, die dem BISKO-Standard entspricht. BICO2BW Ver-
sion 3.0, Stand: 06.06.2025, Bilanzjahre 2024 mit vorläufigen Emissionfaktoren 
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cher lediglich vorläufige Zahlen für 2024 be-
reitstellt. Emissionsfaktoren der Energieträ-
ger Umweltwärme und Fernwärme wurden 
über die Klimaschutz- und Energieagentur 
Baden-Württemberg (KEA)8 in Erfahrung 
gebracht und ergänzt. Angaben zum Strom-
mix Deutschland, welche für das Bilanzjahr 
2023 über das Umweltbundesamt9 erlangt 
wurden, wurden zur vereinheitlichung der 
Datenquellen über den BICO2BW Rechner 
bezogen, was jedoch zu einem 11%igen An-
stieg dieses Emissionfaktors in der Bilanz 
2024 führt. 
Aus dem Vergleich der Emissionsfaktoren 
der Bilanz 2023 und der Bilanz 2024 werden 
weitere Unterschiede der Emissionsfakto-
ren ersichtlich, welche sich in der Bilanzierung niederschlagen. Eine faktorielle Verschlechte-
rung konnte auch bei den Kraftstoffen Benzin und Diesel verzeichnet werden. Starke Verbes-
serungen von Berechnungsfaktoren waren für die Energieträger Holzhackschnitzel, Pellets 
und Geothermie zu verzeichnen sowie geringfügige Verbesserungen für Erdgas und Umwelt-
wärme. Eine ausführliche Analyse der Auswirkungen der Emissionsfaktoren ist in Kapitel 3.4 
dargestellt. 
 

3.1.3 Kernbilanz des Jahres 2024 in t CO2-Äq 
Tabelle 4 und Abbildung 3 weisen die Treibhausgasbilanz der Landkreisverwaltung Sigmarin-
gen des Jahres 2024 aus. Es wurden THG-Emissionen in Höhe von 2.871 t CO2-Äquivalente 
ausgestoßen. Während die prozentuale Aufteilung der Emissionen zwischen dem Mobilitäts- 
und Gebäudesektor grob dem der Energieverbräuche entspricht, zeigt die jeweilige Aufteilung 
nach Energieträgern die große Emissionsdominanz fossiler Primärenergie auf. 
Seit 2016 beziehen alle Gebäude der Landkreisverwaltung Sigmaringen zertifizierten 
Ökostrom, seit 2019 mit einer 33%igen Neuanlagenquote.  Allerdings darf dies laut Leitfaden 
des Ifeu Instituts nicht in der Treibhausgasbilanz berücksichtigt werden. Eine Studie des Um-
weltbundesamtes zeigt nämlich, dass die zur Stromproduktion eingesetzten Energieträger, die 
Erzeugungsmenge, der Erzeugungsort als auch der Erzeugungszeitraum nicht hinreichend 
nachvollzogen werden können und daher Zweifel an seiner ökologischen Herkunft bestehen 
bleiben10. Bezogener Strom wird daher trotz vorliegender Zertifikate auf Basis des Strommix 
Deutschland bilanziert. 
Ebenso wirkt sich eigenerzeugter PV-Strom nicht bilanziell emissionsmindernd aus. Dies soll 
verhindern, dass durch diese Maßnahme eingesparte Ressourcen an anderer Stelle eingesetzt 
und Stromeinsparungen am Verbrauchsort vernachlässigt werden (Rebound-Effekt). Potenti-
ell positive Umwelteffekte der Nutzung von Ökostrom und der Eigenerzeugung und Nutzung 
von PV-Strom auf die Treibhausgasbilanz sind daher in Darstellungen und Tabellen vermerkt, 
aber nicht verrechnet. 

                                                      
8 https://www.kea-bw.de/kommunaler-klimaschutz/angebote/co2-bilanzierung#c8382-content-2 
9 https://www.umweltbundesamt.de/themen/co2-emissionen-pro-kilowattstunde-strom-2023 
10https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/marktanalyse-oekostrom-ii 

Tabelle 3 Emissionsfaktoren in kg/kWh gemäß BICO2BW, Stand 
November 2024 



 
Tabelle 4 Emissionen in CO2-Äq und deren prozentuale Aufteilung nach Sektoren und Energieträgern in 2024 und Vergleich mit 2023 

 2024 2023 Abweichungen 2024 zu 2023 
Treibhausgasemissionen der Kernbilanz der Landkreisverwaltung 
Sigmaringen  

t CO2-Äq Anteil 
relativ 

t CO2-Äq Anteil 
relativ 

t CO2-Äq Anteil 
relativ 

Gebäude 
2135,1t 
74,4% 

Wärme 
1.282,5t 
44,7% 

 

Gas 
Fernwärme 

796,4 
8,3 

    27,7% 
0,3% 

648,1 
22,5 

    23,5% 
0,8% 

+148,3 
-14,2 

+22,9% 
-63,1% 

Öl 440,6     15,3% 515,1     18,7% -74,5 -14,5% 

Geothermie 18,0       0,6% 20,1       0,7% -2,0 -10,0% 

HHS 8,8       0,3% 10,6       0,4% -1,8 -17,0% 

Pellets 10,3       0,4% 12,7       0,5% -2,4 -18,9% 

Strom  
852,5t 
29,7% 

PV- Strom (Eigenstrom)    113,5       4,0% 77,3       2,8% +36,2 +46,8% 

Ökostrom (Fremdstrom)11           739,0    25,7% 656,4    23,8% +82,6 +12,6% 

Mobilität 
736,3t 
25,6% 

Fuhrpark 
685,3t 
23,9% 

 

Fahrzeug-Pool 
E-Mobilität 

42,3 
2,7 

     1,5% 
0,1% 

48,8 
3,6 

     1,8% 
0,1% 

-6,4 
-0,9 

-13,1% 
-25,0% 

FB Forst 28,1 1,0% 27,8 1,0% +0,3 +1,1% 

FB Vermessung & 
Flurneuordnung 

12,2 0,4% 12,0 0,4% +0,2 +1,7% 

Schule 5,2 0,2% 3,3 0,1% +1,9 +57,6% 

FB Straßenbau 
(inkl. Straßenmeistereien & Werkstätten) 

588,2    20,5% 648,8    23,6% -60,6 -9,3% 

Dienstreisen 
51,0t 
1,8% 

Bahn 1,9      0,1% 1,7      0,1% +0,1 +5,9% 

Privat-Pkw (exkl. Fuhrpark) 49,1      1,7% 45,0      1,6% +4,1 +9,1% 

Flugzeug 0,0 0,0% 0,4 0,0% -0,4 -100,0% 

Summe aller Energieträger 2.871,4 100% 2.754,3 100% +110,5 +4,0% 

Summe ausschließlich erneuerbarer Energieträger12 155,3 5,4% 126,1 4,6% +29,3 +23,2% 

                                                      
11 Ökostrom mit 33% Neuanlagenquote, berechnet auf Basis der Ifeu Vorgaben mit dem Emissionsfaktor Strom (Mix) Deutschland, s. Fehler! Verweisquelle konnte nicht gefunden werden. 
12 inklusive Dienstreisen mit der Bahn, da nachhaltigste Option zur Bewältigung von Langstrecken 



 

 
Abbildung 3 Kernbilanz der Landkreisverwaltung Sigmaringen mit prozentualer Emissionaverteilung nach Sektoren und 
Energieträgern 2024 

Tabelle 5 gibt Aufschluss über die Zusammenstellung des landkreiseigenen Fuhrparks und 
welche Betriebsmittel die Fahrzeuge der jeweiligen Verwaltungsbereiche nutzen. Im Jahr 
2024 umfasste dieser insgesamt die Nutzung von 121 Fahrzeugen. Die Straßenmeistereien, 
die als operative Einheit mit der Bauamtswerkstatt zum Fachbereich Straßenbau hinzugezählt 
werden, stellten mit 54 Fahrzeugen 45% der Fahrzeuge der Fuhrparkflotte, gefolgt von 40 
Dienst- und Poolfahrzeugen des Landratsamts mit einem prozentualen Anteil von 33%. Im No-
vember 2024 wurde ein viertes BEV (Batterie Electric Vehicle) angeschafft, wodurch ca. 9% 
der Pkw-Poolflotte elektrisch betrieben wurde. 
In Tabelle 6 sind die Fahrzeugemissionen entsprechend der Fahrzeugtypen in Verbindung 
mit der jeweiligen Verwaltungseinheit dargestellt. Die Gesamtemissionen beliefen sich auf 
685t CO2-Äq, wovon 86% auf die Fahrzeuge der Straßenmeistereien entfielen. Die Emissionen 
von Pkw und Transportern, also von Fahrzeugen, die überwiegend zum Personentransport 
genutzt werden, beliefen sich auf lediglich 18 %13. 
 
 
 
 

                                                      
13 13% Pkw und 5% Transporter 
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Tabelle 5 Fahrzeuganzahl des Landkreiseigenen Fuhrparks nach Betriebsmitteln in 2024 

Fahrzeuganzahl nach 
Betriebsmitteln 2023 

Diesel Benzin/ 
Super 

Elektro Gesamt-
anzahl 

% Anteil 

LRA 15 16 914 40 33% 

FB Forst 10 7 - 17 14% 
FB Vermessung & Flurneu-
ordnung 

4 - - 4 3% 

FB Straßenbau 50 4 - 54 45% 

Schulen 6 - - 6 5% 

Gesamtanzahl 85 27 9 121 100% 

% Anteil 70% 22% 8% 100% 
 

 
 
 
Tabelle 6 Fahrzeugemissionen in t CO2-Äquivalenten und prozentualer Fahrzeuganteil 2024 

Emissionen des 
Fuhrparks in t CO2-
Äq nach Fahrzeug-
typ 2023 

LKW       Ma-
schinen 

Pkw Trans-
porter 

motori-
sierte 
Zwei-
räder 

t CO2-Äq 
gesamt 

% 
Anteil 

Stück 

LRA - - 36 15 - 52 7% 40 

FB Forst - - 24 4 - 28 4% 17 
FB Vermessung & Flur-
neuordnung 

- - - 12 - 12 2% 4 

FB Straßenbau 402 163 21 1 - 588 86% 54 

Schulen - - 5 - - 5 1% 6 

t CO2-Äq gesamt 402 163 87 33 0 685 100% 121 

% Anteil 59% 24% 13% 5% 0% 100% 
 

Stück 33 18 47 20 3 121 

 

                                                      
14 Gesamtzahl aller genutzte Fahrzeuge inklusiver der Fahrzeuge mit unterjährigen Leasingswechsels. Bis No-
vember 2024 drei BEVs, ab dahin ein weiteres BEV, sowie zusätzlich zwei Pedelecs und ein E-Roller. 
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In Abbildung 4 sind die Treibhausgasemissionen des Fuhrparks sowie der Dienstreisen in ei-
nem Ringdiagramm dargestellt. Dienstreisen haben einen Anteil von knapp 7% an den gesam-
ten mobilitätsinduzierten Emissionen der Landkreisverwaltung in 2024. Hier wurden ca. 
40.902 Personenkilometer (PKM) mit der Bahn zurückgelegt und ca. 301.221 km mit Pkws, 
was einem Verkehrsmittelverhältnis von 12% zu 88% entspricht. 
Die Emissionen der Verwaltung im Sektor Mobiltät haben sich im Vergleich zu 2023 um 55 t 
CO2-Äq (ca. 7%ige Einsparung) verringert, obwohl die Anzahl der Fahrzeuge in der Flotte im 
Jahresvergleich 2023/2024 nahezu konstant geblieben ist. 
 
 
 
 
 
 
 

Abbildung 4 Die Aufteilung der Fuhrparkemissionen nach Nutzungsbereichen 2024 
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3.2  Freiwillige Nebenbilanz: Arbeitswege, Papierverbrauch und Veranstaltungen 
 
Die in den vorherigen Tabellen aufgeführten Emissionen umfassen nur einen Teil der durch 
Kreisaktivitäten anfallenden Treibhausgasemissionen. Zusätzlich entstehen weitere Emissio-
nen, welche nicht in die verpflichtende Kernbilanz miteinfließen, jedoch hier nachrichtlich er-
wähnt und größenmäßig in Relation gesetzt werden. Dies geschieht, um eine ganzheitliche 
Informationsdarreichung über Emissionsquellen zu ermöglichen und aufzuzeigen, dass das 
Thema Klimaschutz in der Landkreisverwaltung Sigmaringen nicht nur als Pflichtaufgabe, son-
dern als Projekt mit einem weit gefassten Ansatz und Betrachtungswinkel verstanden wird. 
 

Arbeitswege 
Bereits im Jahr 2022 wurden im Rahmen einer Umfrage des Fachbereiches Personal und Or-
ganisation Daten zum Pendlerverkehr des Landkreises erhoben. Die Angaben zur Anzahl der 
Mitarbeitenden, deren Wohnort und Arbeitsstätten und die damit berechenbare Wegelänge 
wurden erneut als Basis für die Treibhausgasbilanzierung der Arbeitswege genutzt. Aufgrund 
der verstreuten Arbeitsstätten wurden zur Vereinfachung der Berechnungen fünf Einzugsge-
biete gebildet. Die Inanspruchnahme der Verkehrsmittel wurde den Angaben zum Modal Split 
des Ergebnisberichts „Mobilität in Deutschland“ (Abbildung 5) entnommen und mit den Emis-
sionsfaktoren der Tabelle 3 (BISCO2BW, Stand 2025) verrechnet. Für die Auswertung wurden 
die Emissionen aus 2022 anteilig um die Anzahl der Mitarbeitenden in 2024 erhöht. Die Anzahl 
der in der Berechnung berücksichtigten Mitarbeitenden15 belief sich auf 1% weniger (insge-
samt 799). Bei der Berechnung der Wegstrecken von 799 Mitarbeitenden und 230 Arbeitsta-
gen vor Ort ergeben sich jährliche Treibhausgasemissionen in Höhe von etwa 737 t CO2-Äqui-
valenten, welche hauptsächlich vom Kraftfahrzeugverkehr durch herkömmliche Verbren-
nungsmotoren verursacht wurden. Damit entsprachen die Emissionen der Arbeitswege (Ta-
belle 7) nahezu den Emissionen des gesamten landkreiseigenen Fuhrparks. Insgesamt wurden 
durch den Pendlerverkehr ca. 11 t CO2-Äq weniger ausgestoßen als noch im Vorjahr.  
 
 
 
Tabelle 7 Emissionen der Arbeitswege aller Mitarbeiter, aufgeteilt in Einzugsgebiete des Jahres 2024 

Einzugsgebiet Mitarbeitende Personenkilometer 
(Pkm) 

t CO2-Äq 

Sigmaringen 690 4.745.059 664 

Bad Saulgau 63 283.321 40 

Mengen 12 75.350 11 

Pfullendorf 7 58.724 8 

Meßkirch 27 105.566 15 

gesamt 799 5.268.020 737 

 
 
 

                                                      
15 Stichtag 31.12.2024, ohne Berücksichtigung von Beurlaubten, Mitarbeitenden in Elternzeit, geringfügig Be-
schäftigten, Praktikanten und Auszubildenden, sowie unter Ausschluss einiger weniger Distanzen mit unrealis-
tisch langer Wegstrecke 
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Projekt Recyclingpapier 
In 2024 wurden von rund 4,8 Mio. Blatt Papier ungefähr 950.000 Blatt durch Recyclingpapier 
substituiert, wodurch eine Emissionsreduktion von -8,3% und umgerechnet mit 4,8 t CO2-Äq 
die dreifache Menge als noch im Vorjahr eingespart werden konnte (Tabelle 8).  
 
Tabelle 8 Emissionseinsparungen durch die Einführung von Recyclingpapier 

Büropapierverbrauch Blatt A4 
99,2% 

Emissionen 

t CO2-Äq 
Blatt A3  
0,8% 

Emissionen 

t CO2-Äq 
Einspar. 

t CO2-Äq 

Gesamt, wovon… 4.782.500 52,6 36.500 0,75  
4,8 

 
… herkömml. Papier 3.849.500 46,1 24.000 0,57 

… davon     Rec.Pap. 933.000 6,5 12.500 0,17 

… %-Anteil Rec.Pap. 19,5% 12,4% 34,2% 23,3%  8,3% 

 
 
 
 
 
 
 

Abbildung 5 Modal Split Personen-
kilometer in Prozent, Ergebnisbe-
richt der Mobilität in Deutschland 
2018 

Abbildung 6 Emissionen im Handlungsfeld Mobilität in Relation 
zu den Emissionen der Arbeitswege 2024 
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3.3 Entwicklung des Energieverbrauchs und der Emissionen der Verwaltung 
Abbildung 7 und Abbildung 8 geben Aufschluss über die absolute und relative Entwicklung der 
Energieverbräuche und deren Emissionen unterteilt in Sektoren Wärme, Strom sowie Fuhr-
park und Dienstreisen für das Jahr 2024 im Vergleich zu 2023. Der Gesamtenergieverbrauch 
der Landkreisverwaltung lag gegenüber dem Jahr 2023 um 140 MWh (+1%) höher, wobei die 
CO2-Äq.-Emissionen um 117 Tonnen (+4 %) gestiegen sind. Verbrauch und Emissionen weisen 
damit nur eine geringfügige Veränderung gegenüber dem Vorjahr auf. Treibende Faktoren bei 
der Steigerung des Gesamtverbrauchs waren der leicht erhöhte Stromverbrauch (+3%), sowie 
der ebenfalls nur geringe Anstieg im Wärmeverbrauch (+5%). Diese wurden durch einen leicht 
verminderten Verbrauch im Bereich des Fuhrparks kompensiert (-7%).  
Der erhöhte Stromverbrauch ist neben natürlichen Schwankungen auf einen Anstieg bei der 

Kreissporthalle Sigmaringen zurückzuführen (+18 MWh). Dort war die Lüftungsanlage in 

2024 wegen hohen Außentemperaturen häufig im Betrieb, was einen deutlich höheren Strom-

bedarf nach sich zog. Die im Vergleich zum Verbrauch stärker angesteigenen CO2-Äq.-Emissi-

onen sind auf den veränderten Emissionsfaktor des deutschen Strommixes zurückzuführen (s. 

hierzu Abschnitt 3.1.3 Effekt der veränderten Emissionsfaktoren). 

Im Bereich Wärme wurde der Anstieg des Verbrauchs im Wesentlichen vom St. Anna-Haus 

(+23 MWh) und der Bertha-Benz-Schule (+324 MWh) beeinflusst. Das St. Anna-Haus wurde 

im Jahr 2021 in Betrieb genommen, in der Inbetriebnahme- und Optimierungsphase, deren 

Einfluss in 2024 noch spürbar war, kam es zum erhöhten Verbrauch. Im Fall der Bertha-Benz-

Schule musste aufgrund einer defekten Heizungssteuerung die Heizung manuell gesteuert 

werden, weshalb ein deutlich erhöhter Verbrauch zustande kam. Die meisten anderen Schu-

len haben dagegen deutlich Energie einspart (insgesamt -74 MWh) und haben damit den Ver-

brauch der Bertha-Benz-Schule teilweise kompensiert.  

Hinsichtlich des Handlungsfeldes Mobilität liegt der leichte Rückgang im Bereich des Fuhrparks 

sowie der insignifikant erhöhte Verbrauch bei den Dienstreisen im Rahmen der natürlichen 

Schwankungen. 

 
Abbildung 7 Absolute Entwicklung des Energieverbrauchs und dessen Emissionen im Jahr 2024 ggü. 2023 
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Abbildung 8 Relative Entwicklung des Energieverbrauchs und dessen Entwicklung im Jahr 2024 ggü. 2023 

 
 
 

3.4 Effekt der veränderten Emissionsfaktoren 
 
Wie bereits in den vorangehenden Abschnitten angesprochen, haben die veränderten Emissi-
onsfaktoren einen teils erheblichen Einfluss auf die Entwicklung der CO2-Äq-Emissionen. Ab-
bildung 9 zeigt nochmals detailliert deren Effekt pro Energieträger, in dem die Emissionen des 
Jahres 2024 jeweils mit dem Emissionsfaktor von 2023 und 2024 berechnet und gegenüber-
gestellt werden. 
Besonders hervorzuheben ist die Auswirkung auf die strombedingten Emissionen, die durch 
den verschlechterten Faktor allein einen zusätzlichen Ausstoß von 94 t CO2-Äq verursacht. Das 
entspricht einem Anteil von 79% der strombedingten Emissionssteigerung in 2024. Der Emis-
sionsfaktor für Gas ist geringfügig besser geworden (-2%; Effekt von -16 t CO2-Äq), für Öl ist er 
dagegen gleich geblieben. 
Die Emissionsfaktoren für Pellets und Hackschnitzel sind im Jahr 2024 insignifikant zurückge-
gangen (-9%), was sich in einer Emissionssenkung von -2 t CO2-Äq. niederschlägt. Bei weitest-
gehend gleichgebliebenem Verbrauch verbesserte sich der Emissionsfaktor für Geothermie 
um 10%, resulierend in einer Emissionseinsparung von 2 t CO2-Äq. Der Emissionsfaktor für 
Fernwärme ist in 2024 gleich geblieben. 
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Abbildung 9 Entwicklung des CO2-Äq Ausstoßes in Tonnen mit Emissionsfaktoren 2023 und 2024 

 
 
 

4. Alternativbilanz: Anrechnung von emissionsmindernden Maß-
nahmen 

 
Der für die Kommunalverwaltung auf dem Weg zur Klimaneutralität maßgebende Leitfaden 
des Ifeu-Institutes definiert die zu bilanzierenden verwaltungsinduzierten Emissionen und legt 
zugleich Mindestziele fest, die maßgeblich zu deren Reduktion beitragen sollen. Allerdings 
wird die Methodik des Ifeu Instituts in Fachkreisen immer wieder diskutiert. Ein Widerspruch 
besteht nämlich in den genannten Vorgaben, welche u.a. den Ausbau der Photovoltaik auf 1 
kWp pro 10m2 überbaute Grundfläche verlangen, eine Anrechnung des so gewonnenen und 
genutzten Eigenstroms jedoch untersagen. Ebenso ist die bilanzielle Anrechnung von 
Ökostrom oder die Kompensation von z.B. fuhrparkinduzierten Emissionen durch CO2-Spei-
cherprojekte offiziell nicht möglich.  
Diese „nicht-Anrechenbarkeit“ von Strom aus Eigenerzeugung klammert die positive Rück-
kopplung von Emissionsreduktionen aus, was zu einer geringeren Erfolgswahrnehmung in der 
Öffentlichkeit führen und den allgemeinen Rückhalt hinsichtlich Klimaschutzmaßnahmen 
schwächen kann. 
Der Landkreis Sigmaringen unternimmt große Bemühungen, um sowohl obligatorische als 
auch weitreichende freiwillige Fortschritte im Sinne des Klimaschutzes zu erzielen, welche 
auch abgebildet und kommuniziert werden sollten. Daher wird seit dem Jahr 2023 eine Alter-
nativbilanz erstellt, die den Bezug von Ökostrom, die Erzeugung von Eigenstrom durch Photo-
voltaikanlagen (aufgeteilt in Eigennutzung und Verkauf), als auch die Kompensation der mit 
„bahn.business“ zurückgelegten Personenkilometern berücksichtigt und visualisiert. 



22 
 

Würden alle diese Maßnahmen in ihrem Ausmaß berücksichtigt und verrechnet werden, wä-
ren bereits Gesamteinsparungen von 776 t CO2-Äq zu verzeichnen, was 27% der Gesamtemis-
sionen entspräche. Die sich daraus ergebende Emissionsbilanz von 2.101 t CO2-Äq verteilt sich 
damit zu 34,9% auf den Sektor Mobilität und zu 65,1% auf den Sektor Gebäude (Abbildung 
10), was im Vergleich zur Kernbilanz 2024 grob einer Verschiebung um 10% der Emissionen 
weg von den Liegenschaften hin zum Fuhrpark führen würde (Abbildung 11). 
 
 

 
Abbildung 10 Alternativbilanz mit Darstellung anteiliger Einsparungen in Höhe von 27% 
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Abbildung 11 Alternativbilanz in t CO2-Äq nach Abzug der anteiligen Einsparungen 
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5. Emissionsminderungspfad 
 
Im Leitfaden des Ifeu-Instituts wird eine jährliche Emissionsreduktion von durchschnittlich 
14% ggü. Vorjahr empfohlen, um das Ziel der Klimaneutralität in 2040 erreichen zu können. 
Dementsprechend lag das Emissionsziel für 2024, basierend auf dem Startjahr 2022, bei 2241 
t CO2-Äq. Die tatsächlichen Emissionen mit 2871 t CO2-Äq lagen mit +28% deutlich darüber, 
d.h. das Minderungsziel wurde um ca. 630 t CO2-Äq verfehlt (Abbildung 12). 
Die aktuelle Prognose zeigt auch, dass die geplanten Maßnahmen weiterhin nicht ausreichen 
werden, um das jeweilige Minderungsziel zu erreichen. Vielmehr vergrößern die verpassten 
Reduktionschancen die Abweichung von der Zielkurve durch Kumulierung der überschüssigen 
Emissionen. Umso wichtiger ist es, in den kommenden Jahren Projekte zu verfolgen, die zu 
einer wesentlichen Senkung des CO2-Äq-Ausstoßes über das jährliche Soll hinaus führen.  
In Abbildung 12 ist neben der Prognose, die nach den Regeln des Leitfadens erstellt wurde 
(ocker) eine alternative Prognose dargestellt, die den Eigenverbrauch des selbsterzeugten PV-
Stroms miteinbezieht und dessen positiven Einfluss auf die Bilanz berücksichtigt (grün). Eine 
deutliche Verringerung der Zielabweichung ist zu erkennen. Die Ist- und Soll-Emissionen sind 
in Tabelle 9 mit Detailangaben zu den emissionsmindernden Maßnahmen angegeben. 
 
 

 
Abbildung 12 Emissionsverlauf und Prognose bis 2027, sowie der angestrebte Reduktionspfad ausgehend vom Startjahr 
2022 bis zum Zieljahr 2040. Der abgebildete Emissionsverlauf entspricht dem Best-Case-Szenario 
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Tabelle 9 Ist/Soll-Vergleich der jährlichen Emissionsreduktionen (mit Prognose 2025-2027) 

Kalender-
jahr 

THG-Emissi-
onen SOLL  
[t CO2-Äq] 

THG-Emissi-
onen IST 
bzw. Prog-
nose ohne 
PV 
[t CO2-Äq] 

Abweichung 
IST/SOLL 

THG-Emissi-
onen IST 
bzw. Prog-
nose mit PV 
[t CO2-Äq] 

Theoretische Maximaleinsparungen 
durch 

2022 - 3.030 - 3.030 
 

2023 2.605 2.754 6% 2.754 - PV-Installationen Kreissporthalle, Solar-
carport, Werkstattgebäude (zusammen 
143 kWp) 
- Kreissporthalle Sanierung Lüftungsanlage 

2024 2.241 2.871 28% 2.741 Einbau von 285 smarten Thermostaten 
(noch kein Einspareffekt in 2024) 

2025 1.927 2.390 24% 2.147 
 

- Neubau Bertha-Benz-Schule und PV 
(569,8 kWp) 
- PV-Anlage Helene-Weber-Schule (99,68 
kWp)  
- Hausmeistergebäude (21,84 kWp) 
- Visualisierung von Verbrauchszählern im 
EMS 

2026 1.657 2.380 44% 2.109 - Inbetriebnahme PV Willi-Burth-Schule 
(46 kWp) und Helene-Weber-Schule (38 
kWp) 
- Umstellung Wörmeversorgung Maria Hilf 
von Gas auf HHS 

2027 1.425 2380 67% 2035 Inbetriebnahme PV Bertha-Benz-Schule 
(210 kWp) und PV Aicher-Scholl-Schule (11 
kWp) 

2028 1.226 - 
 

0 
 

2029 1.054 - 
 

0 
 

2030 907 - 
 

0 
 

2031 780 - 
 

0 
 

2032 670 - 
 

0 
 

2033 577 - 
 

0 
 

2034 496 - 
 

0 
 

2035 426 - 
 

0 
 

2036 367 - 
 

0 
 

2037 315 - 
 

0 
 

2038 271 - 
 

0 
 

2039 233 - 
 

0 
 

2040 201 - 
 

0   
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6. Handlungsfelder – Analyse und Empfehlungen 
 
Im Folgenden wird auf die einzelnen Handlungs- und Themenfelder der klimaneutralen Kom-
munalverwaltung eingegangen, die durchgeführten Projekte im Bilanzzeitraum erfasst und 
analysiert und Handlungsempfehlungen zur Senkung der Treibhausgasemissionen ausgespro-
chen. 
 

6.1 Gebäude 
Das Handlungsfeld Gebäude umfasst die Themenfelder Strom, Wärme und übergeordnete 
Themen. Da dieses Handlungsfeld den größten Anteil an den Treibhausgasmissionen verur-
sacht, sollte dieses bei der Planung von Emissionssenkungsmaßnahmen besonders im Fokus 
stehen. 
 

6.1.1 Bestandsaufnahme und Analyse 
Die für die Klimaneutralität der Landkreisverwaltung relevanten Liegenschaften sind in Tabelle 
10 aufgeführt. Das betrachtete Gebäudeportfolio entspricht den Vorgaben des Ifeu-Leitfa-
dens. Vermietete Gebäude sowie Gemeinschaftsunterkünfte werden demnach nicht berück-
sichtigt. 
 
 
 
Tabelle 10 Klimarelevantes Liegenschaftsportfolio der Landkreisverwaltung Sigmaringen, Stand 2024 

N
u

tzu
n

g 

Gebäude Anschrift Ort Wärmever-

sorgung 
Kommentar 

V
erw

altu
n

g 

LRA Hauptgebäude 

und  

Erweiterungsbau 

Leopoldstraße 4 Sigmaringen Erdgas/HHS 

 

Erdgas/HHS/ 

Geothermie 

Denkmalschutz  

 

PV-Anlage Erweiterungsbau, 

seit 2021 in Betrieb 

LRA Gesundheitsamt Hohenzollernstr. 12/1 Sigmaringen Erdgas/HHS Denkmalschutz 

Maria Hilf Leopoldstr.4 Sigmaringen Erdgas Denkmalschutz 

DLZ Saulgau Kaiserstraße58 Bad Saulgau Erdgas angemietet 

Rathaus Pfullendorf Kirchplatz 1 Pfullendorf Erdgas angemietet 

Pflegestützpunkt Mengen Hofstraße 12 Mengen Erdgas angemietet 

Kreismedienzentrum Fürst-Wilhelm-Str. 14 Sigmaringen Erdgas angemietet 

St. Anna-Haus Hohenzollernstr. 8 Sigmaringen Erdgas/HHS Leerstand bis März 2021,  
Bezug 2021 

Anbau mit Sanierung,  

inkl. Montage PV- Anlage  

(seit 2021 in Betrieb) 

Veterinäramt Gorheimer Allee Sigmaringen Öl angemietet 

Bertha-Benz-Schule In der Talwiese 14-18 Sigmaringen Öl/Erdgas Außerbetriebnahme in 2025/26, 

Weiterbetrieb von Gebäudeteil D 

durch Fidelisschule 

Ludwig-Erhard-Schule Hohenzollernstr. 16 Sigmaringen Erdgas Dachfläche für PV-Nutzung verpach-

tet 

Willi-Burth-Schule Wuhrweg 36 Bad Saulgau Erdgas/Pellets 2021 energetische Sanierung,  

inkl. Montage PV- Anlage 

(seit 2022 bzw. 2023 in Betrieb) 

Helene-Weber-Schule Wuhrweg 36 Bad Saulgau Erdgas/Pellets Montage PV- Anlage 2025 

Aicher-Scholl-Schule Hindenburgstr.25, 27 Bad Saulgau Fern-

wärme/Erd-

gas 

- 
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Fidelisschule Hohenzollernst. 27 Sigmaringen Erdgas - 

Sp
o

rt 

KSH Sigmaringen Hohenzollernstr. 41 Sigmaringen Erdgas Sanierung 2022  

mit Montage PV- Anlage 

Sporthalle Bad Saulgau Wuhrweg 36 Bad Saulgau Erdgas/Pellets - 

Straß
e

n
m

eistereien
 

Straßenmeisterei Sigmarin-

gen 

Laizer Straße 20 Sigmaringen Öl Erwerb 2023 

Gerätedepot Gammertin-

gen 

Gauselfingerstraße 1 Gammertingen Öl Erwerb 2023 

Straßenmeisterei Meßkirch Mengener Straße 62 Meßkirch Öl Erwerb 2023 

Gerätedepot Schwennin-

gen 

Talstraße 28 Schwenningen Öl Erwerb 2023 

Straßenmeisterei Bad Saul-

gau 

Platzstraße 25 Bad Saulgau Öl angemietet 

Bauamtswerkstatt Pfullen-

dorf 

Bannholzer Weg 8 Pfullendorf Öl Erwerb 2023 

 
 
 

6.1.2 Umgesetzte und geplante Maßnahmen und Projekte 
Nach der Sanierung der Kreissporthalle Sigmaringen waren in 2023 zunächst große Einspa-
rungen beim Stromverbrauch zu beobachten, die im Wesentlichen in der Erneuerung der Hau-
stechnik und der Umrüstung auf LED begründet lagen. In 2024 war der Verbrauch wieder deut-
lich angestiegen, angetrieben durch die Lüftungsanlage, die wegen hohen Außentemperatu-
ren häufig im Betrieb war. 

Im Oktober 2024 wurden die ersten smarten Heizkörperthermostatköpfe in den Gebäudetei-
len Hauptbau, Wirtschaftsgebäude und Josefshaus verbaut. Diese neuen Thermostate regeln 
die Raumtemperatur im Büro bedarfsgerecht. Mit dem Austausch der Heizkörperthermostat-
köpfe kann davon ausgegangen werden, dass wir nach einer Einlern- und Optimierungphase 
pro Jahr ca. 100.000 kWh Wärmeenergie eingesparen können, das entspricht etwa dem Wär-
mebedarf von fünf Einfamilienhäusern. 

Der Ausbau der PV-Stromerzeugung soll weiter fortgesetzt und damit auch der Eigenver-
brauch von klimafreundlich und lokal erzeugtem Strom weiter erhöht werden. Konkret ge-
plante Anlagen sind im folgenden Kapitel dargestellt. 

Das Gebäude Maria Hilf wird in 2026 an das lokale, mit Holzhackschnitzel betriebene Nahwär-
menetz des Areals Leopoldstraße angeschlossen. Der Umstieg von Gas auf den erneuerbaren 
Energieträger wird gebäudespezifisch große Emissionseinsparungen ermöglichen (s. hierzu 
auch Kap. 5). 

6.1.3 Strombedarf und Photovoltaikanlagen 
In Tabelle 11 sind die Nennleistungen und prognostizierten Erträge der bereits installierten 
und projektierten Photovoltaikanlagen aufgelistet. Durch die Installation der PV-Anlagen, den 
Stromverbrauch und der produzierten Strommengen lassen sich unter der Annahme eines 
100%-igen Eigenverbrauchs folgende theoretische Emissionseinsparungen berechnen.  
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Tabelle 11 Photovoltaik—Installationen auf landkreiseigenen Liegenschaften (Portfolio klimaneutrale Kommunalverwaltung) 
und deren Bedarfsabdeckung auf Basis der Verbräuche in 2024 

Gebäude Installa-
tionsjahr 

Nennleistung 
 
 
 
 

kWp 

Ertrag/a 
in 2024 

bzw. 
Prog-
nose 
MWh 

Stromver-
bräuche 

2024 
 
 

MWh 

theoret.  
Bedarfsabde-

ckung 
% 

Strom-
mix16 

 
 
 

t CO2-Äq/a 

Einspa-
rungen 

 
 
 

t CO2-Äq/a 
Installiert 

St. Anna-Haus 
 
Erweiterungs- 
bau LRA 
 
LRA Solarcar-
port und Schrei-
nerei 

2021 
 

2022 
 
 

2023 

40 
 

60  
 
 

100  

26 
 

55 
 
 

93  

~460 
 

38% 196 6417 

Willi-Burth-
Schule  

2021/2022 200 188 ~430 44% 184 70 

Kreissporthalle 
Sigmaringen 

2023 44  38 ~ 53 72% 23 14 

Bertha-Benz-
Schule 

2025 570 512  ~500 103% 214 18618 

Helene-Weber 
Schule 

2025 100 90 ~51 176% 22 1918  

Geräteraum 
Hausmeister 
LRA 

2025 22 20 - - - 719 

Geplant 

Bertha-Benz-
Schule 

2027 210 190 ~500 38% 214 - 20 

Aicher-Scholl-
Schule 

2027 11 10 32 31% 14 4 

Josefsbau  25 20 - 21 - - 722 

Überdachung 
Stellplätze 

 25 20 - 21 - 
- 722 

gesamt  1407 1262 ~1526 - ~867 ~376 

 
Der Stromverbrauch aller relevanten Liegenschaften entsprechend des ifeu-Leitfadens von 
insgesamt 2.003 MWh hätte in 2024 rein rechnerisch zu 51% über PV gedeckt werden können. 
Der tatsächliche Eigenstromverbrauch in 2024 belief sich auf 307 MWh und damit auf 15,3%, 
was eine Steigerung um 3,1% im Vergelich zum Vorjahr darstellt. 
 
 

                                                      
16Emissionsfaktor 2024: 0,427 kg/KWh 
17Rechnung: 460 MWh aufgeteilt in 174 MWh auf PV-Stromertragsbasis mit 10 t CO2-Äq und die verbleibenden 286 MWh auf Basis der 

Strommix mit 122t CO2-Äq ergeben 132 t CO2-Äq Emissionen für 460 MWh Strom und sparen damit 64 t CO2-Äq gegenüber einer aus-
schließlichen Abdeckung der 431 MWh über den Strommix Deutschland ein. 
18 Effekt der Überschusseinspeisung und der daraus hervorgehenden Verdrändung des Strommixes nicht einberechnet 
19 Obwohl das Hausmeistergebäude keinen eigenen Verbrauch hat, wird die Emissionseinsparung im Areal Leopoldstr. angerechnet 
20 Aufgrund des bereits in 2025 überschüssigen PV-Stroms, erfolgt keine weitere Anrechnung der in 2027 installierten Leistung, da kein 

Eigenverbrauch stattfindet.  
21 Keine getrennte Verbrauchserfassung vorhanden 
22 Unter Annahme des 100%igen Eigenverbrauchs im Gesamtareal 
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6.1.4 Handlungsempfehlungen Gebäude 

Wärme 
Im Jahr 2024 waren rund 43% der verwaltungseigenen Treibhausgasemissionen der Wärme-
bereitstellung auf Basis fossiler Energieträger zuzurechnen. Der Wärmeverbrauch der Verwal-
tung stellt damit weiterhin den zentralen Ansatzpunkt zur Reduktion gebäudebasierter Treib-
hausgasemissionen dar und sollte entsprechend vorrangig behandelt werden. Um eine dras-
tische Verringerung der Treibhausgasemissionen im Bereich der Wärmeversorgung zu errei-
chen, sind Gebäudehüllensanierungen, gefolgt von der Dekarbonisierung der Wärmeerzeu-
gung, eine wesentliche Voraussetzung zur Erreichung der Klimaneutralität. Der Leitfaden des 
Ifeu Instituts konkretisiert diese Ziele sogar, indem er die Halbierung des Endenergiever-
brauchs und eine Deckelung des Heizwärmebedarfs auf 50 kWh/m2a unabhängig der Art der 
Gebäudenutzung vorschreibt. 
Solche grundsätzlichen Kennwerte und zu erreichenden Mindeststandards für Sanierungen 
und Neubauten sind für die Liegenschaften der Landkreisverwaltung Sigmaringen noch nicht 
formuliert worden, sondern wurden bisher im Zuge einer Objekt-/Maßnahmenplanung indi-
viduell festgelegt. Eine Energieleitlinie, welche einzuhaltende Standards hinsichtlich der Sa-
nierung und des Neubaus von Gebäuden umfasst und Vorgaben zur Auslegung, Nachrüstung, 
Einstellung sowie zum Betrieb gebäudetechnischer Anlagen macht, wird als unerlässlich an-
gesehen. Ein Entwurf dafür wurde im Jahr 2024 durch die klimaneutrale Kommunalverwaltung 
erarbeitet. 
Vor dem Hintergrund teils sehr langwieriger (Sanierungs-)Projekte sowie den damit verbun-
denen hohen Investitionskosten sollten Bestands- und Machbarkeitsanalysen erstellt werden, 
welche eine vorausschauende Planung von Modernisierungsmaßnahmen auf Basis individuel-
ler Gebäudespezifikationen ermöglichen und mit den Anforderungen der Energieleitlinie in 
Relation setzen. Dafür können sogenannte Gebäudesteckbriefe dienen, welche auf Basis aller 
generierbarer Gebäude(verbrauchs)daten eine individuelle und ganzheitliche Objektbewer-
tung ermöglichen. Eine erste rudimentäre Fassung der Gebäudesteckbriefe wurde in 2025 von 
den Beauftragten für die klimaneutrale Kommunalverwaltung erstellt.  
Die Energieleitlinie sowie die Gebäudesteckbriefe, die noch in 2026 fertiggestellt werden sol-
len, bilden die Basis für einen strukturierten Sanierungsfahrplan, der die notwendigen Maß-
nahmen nach Priorität chronologisch ordnet und damit eine fundierte Grundlage für die mit-
tel- bis langfristige Haushaltsplanung bietet.  
 
Für die Bereitstellung von Daten für nutzerspezifische und einzelprojektorientierte Auswer-
tungen sollten Gebäudeinformationen wie Flächen und Rauminhalte in einer zentralen Daten-
bank (z.B. Gebäudemanagementprogramm) gesammelt und dokumentiert werden. Dies ist 
bereits in Ansätzen vorhanden und wird durch die laufende Verbesserung der Zählerstruktur 
bzw. der elektronischen Datenübertragung weiter ausgebaut. 
Sowohl die Digitalisierung dieser Messstellen, als auch das Pflegen eines geeigneten Gebäu-
demanagementprogramms sind Voraussetzung für die Arbeit eines Energiemanagers und ei-
nes Energieteams, um Nutzungsstrukturen und Anlagenbetriebe zu optimieren sowie ein 
kommunales Energiemanagementsystem mit Energiemonitoring und Energiecontrolling 
aufzubauen. Ein zentrales Energiemonitoring mit Echtzeitüberwachung der Verbräuche würde 
dazu beitragen, fehlerhafte Einstellungen, Störungen oder Zwischenfälle von Verbrauchs- und 
Einspeisezählern schneller festzustellen und zu beheben. Im Idealfall mündet das Zusammen-
spiel von Software, Technik und Energiemanager/Energiesystemtechniker in einer Automati-
sierung der Gebäude(energie)technik und steuert seinen Betrieb nach Lastspitzen, Jahreszei-
ten, Sonneneinstrahlung und entsprechend ohne manuelle Eingriffe. 
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Gleichzeitig kann durch eine darauf aufbauende Nutzersensibilisierung und Verhaltensopti-
mierung der Verbrauch weiter gesenkt werden, sodass verpflichtende regelmäßige Schulun-
gen dabei helfen können, Energie einzusparen und ein größeres Bewusstsein für die eigene 
Klimarelevanz zu schaffen. 
 
Als Handlungsschwerpunkt neben der Ertüchtigung von Gebäudehüllen gilt die Suche nach 
Alternativen für die gas- und ölbasierte Wärmeversorgung. Vielversprechend an dieser Stelle 
ist das Voranschreiten in der kommunalen Wärmeplanung, welches entsprechend des zum 
01.01.2023 novellierten Gebäudeenergiegesetzes (GEG 2023) von den Gemeinden voranzu-
treiben ist. Ziel der Wärmeplanung ist es u. a., sich von der Fokussierung auf einzelgebäudebe-
zogene Heizsysteme loszusagen, Nah- und Fernwärmenetze weiter auszubauen und diese 
schrittweise zu dekarbonisieren. Die Möglichkeit, Liegenschaften des Landkreises an ein sol-
ches Netz anschließen zu lassen, könnte die Verwaltung bei ihrem Ziel der Klimaneutralität bis 
2040 bedeutend unterstützen. Mit Ergebnissen der kommunalen Wärmeplanung in den Ge-
meinden des Landkreises Sigmaringen ist in 2028 zu rechnen, für das Gemeindegebiet der 
Stadt Sigmaringen sogar bis Ende 2026. 
Parallel sollte projektabhängig die Errichtung von weiteren Energiezentralen zur ggf. gebäu-
deübergreifenden Selbstversorgung untersucht werden. Anbieten würde sich in diesem Zu-
sammenhang eine Potentialanalyse auf Basis der Verwendung von kreiseigenem Landschafts-
pflegeholz zur Verbrennung in einer weiteren Holzhackschnitzelanlage. 
Weitere emissionsfreie Möglichkeiten zur Wärmeerzeugung stellen die Nutzung von Luft-
Wasser-Wärmepumpen als auch Erdwärmesonden dar, die vor allem bei Neubau-, aber auch 
großen Sanierungsprojekten evaluiert werden sollten. 
Auf lange Sicht ist zu prüfen, ob auch andere zukunftsträchtige Lösungsansätze umgesetzt 
werden können. So zum Beispiel die Möglichkeit der Umwandlung überschüssiger erneuerba-
rer Energie in ein speicherfähiges Medium: Technologien zur Kraftstoffsynthese wie Power-
to-X sind in der Lage Synthesegase oder –fluide herzustellen, welche sowohl zur Nutzung in 
Gasbrennanlagen, in BHKWs oder gar als Treibstoff alternative Verbrenner oder Brennstoff-
zellen des Fuhrparks eingesetzt werden können. Der Vorteil liegt hier in der einheitlichen und 
zeitlich unabhängigen Ausrichtung der Energieversorgung auf einen selbsterzeugten, nachhal-
tigen Energieträger, der sektorenübergreifend einsetzbar ist und damit autark von externen 
Energiedienstleistern macht. Nachteile liegen in dem hohen Energiebedarf zur Synthesepro-
duktherstellung, seinen großen Umwandlungsverlusten als auch in den notwendigen tiefgrei-
fenden anlagentechnischen und infrastrukturellen Umstrukturierungen aller teilhabenden 
Sektoren. 
 

Strom 
Der Stromverbrauch trug im Jahr 2024 mit rund 30% zu den Treibhausgasemissionen der Ver-
waltung bei und bietet entsprechend ein deutliches Potential zur Erreichung der Klimaneutra-
lität. Hervorzuheben ist die Rolle der Stromerzeugung durch PV, sowie Einsparmöglichkeiten 
durch eine Beleuchtungssanierung. Für letztere sind im aktuellen Haushalt Mittel eingestellt. 

 

Photovoltaik 
Um die Eigenstromquote zu erhöhen und den Ausbau erneuerbarer Energien zu fördern, emp-
fiehlt es sich die bereits identifizierten PV-Potentiale voll auszuschöpfen. Laut einer vorläufi-
gen Photovoltaik Potentialanalyse aus dem Jahr 2020, können aus wirtschaftlicher Sicht auf 
verwaltungseigenen Liegenschaften im Idealfall maximal 1.100 kWp mit einem Jahresertrag 
von 990 MWh installiert werden. Um die Ausbauziele laut Ifeu- Leitfaden von 1 kWp pro 10m2 
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überbauter Grundfläche zu erreichen, sind bis 2040 jedoch insgesamt 3983 kWp PV-Leistung 
zu installieren, wovon Stand April 2026 bereits 1134 und damit 29% (+12% ggü. 2023) auf 
überdachten Bestandsdachflächen23 installiert sind. 
Anzumerken ist, dass die Photovoltaikpotentialanalyse im Jahr 2020 unter der Annahme er-
stellt wurde, dass denkmalgeschützte Dachflächen nicht zur Installation infrage kommen. Vor 
dem Hintergrund der neuen Vorgaben des Denkmalschutzgesetzes und der erlassenen Leitli-
nien24 in 2022 sollte diese daher erneut überprüft und genannte Potentiale ggf. angepasst 
werden. 
Zwar kann auf Basis der Potentialanalyse der Eigenstrombedarf annähernd komplett mit PV 
auf eigenen Liegenschaften abgedeckt werden, allerdings überschreiten die Vorgaben des 
Ifeu-Instuts das Dachflächenpotential der zu installierenden Nennleistung um das 3,6-fache25, 
ein verstärkter Ausbau von gepachteten Dachflächen könnte eine Antwort sein. Mittelfristig 
wird man hierbei auf die Problematik der Unwirtschaftlichkeit stoßen. Eine Positionierung des 
Landkreises hinsichtlich der Gewichtung von Amortisationszeitraum und Einnahmen gegen-
über den Opportunitätskosten der Klimafolgen wird dann erforderlich sein.  
 

Beleuchtungssanierung 
Der Energieverbrauch lässt sich durch die Umrüstung von Beleuchtungsanlagen auf LED-Be-
leuchtung in Verbindung mit intelligenten Steuerungssystemen der Gebäudeleittechnik deut-
lich senken. Der Austausch von nach den EU-Verordnungen 2019/2020/EU und 2019/2015/EU 
verbotenen Leuchtmitteln (z.B. Leuchtstoffröhren, Halogenlampen) ist seit August 2023 ge-
setzlich vorgeschrieben und unterstützt damit dieses Ziel. 
Aufgrund der umfangreichen baulichen und technischen Änderungen, die damit einhergehen 
können, sollte geprüft werden, ob sich die Erneuerung der Beleuchtungstechnik mit weiter-
reichenden Maßnahmen im Kontext von Gesamtsanierungsmaßnahmen zur Erhöhung der Ge-
bäudeenergieeffizienz verbinden lässt. 
 

Gebäude allgemein 
Um den Aspekt des Klimaschutzes schon frühzeitig einzubeziehen, könnten die als notwendig 
identifizierten Bau- und Sanierungsmaßnahmen bereits in der Planungsphase einer Nachhal-
tigkeits-/ Klimarelevanzprüfung unterzogen werden. Dies ist grundsätzlich mit Hilfe einschlä-
giger Baustofflisten oder Baustoffrechnern möglich, in der Summe jedoch noch zu aufwendig, 
da geeignete, schlanke Systeme fehlen. Für die Bewertung der Klimarelevanz wäre eine auf-
wandsreduzierte Umweltprüfung für alleinstehende Einzelmaßnahmen möglich, indem der 
fiktive CO2-Schattenpreis an deren modellierte Treibhausgasemissionen gekoppelt wird (s. 
hierzu auch Kap. 7). So ließen sich Umweltfolgekosten verschiedener Optionsvarianten mone-
tär abbilden, umweltschonende Lösungen attraktiver darstellen und die Entscheidungsfin-
dung könnte vereinfacht werden. 
Anstatt dieses quantitativen Ansatzes könnte sich die Möglichkeit der Verwendung eines so-
genannten KlimaChecks anbieten, mit welchem Handlungsoptionen auf qualitativer Ebene 
bewertet und die tendenzielle Klimawirksamkeit des Projekts abgeschätzt werden könnten. 
Hierzu hat unter anderem die Stadt Ludwigsburg ein Online-Tool entwickelt, welches als Ent-
scheidungshilfe dienen kann und dessen Nutzung frei zugänglich ist. Ob für die Landkreisver-
waltung ein qualitativer, ein quantitativer oder gar beide Ansätze infrage kommen, muss noch 

                                                      
23 Siehe Listung installierter/projektierter Anlagenleistungen in Tabelle 13 
24 https://mlw.baden-wuerttemberg.de/de/denkmalschutz/pv-und-denkmalschutz 
25 3983 kWp/1100 kWp= 3,62-fache an PV- Installationen verlangt als in der Potentialanalyse 2020 als möglich 
erachtet 
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geprüft werden. Wie bereits oben schon angeführt, fehlt es jedoch auch hier an schlanken 
Tools, die mit einem reduzierten Arbeitsaufwand eingesetzt werden können. Da dieses Thema 
allgemein noch am Anfang steht, wird empfohlen, mit der Einführung zu warten, bis eine gute 
Basis an Best-Practice Beispielen vorhanden ist.   
Bei Großprojekten wie Neubauten oder Vollsanierungen ist die Nutzung von Baustofflisten 
oder -rechnern zwar möglich, in der Summe jedoch viel zu aufwendig. Hier wäre eine vollum-
fängliche Projektbegleitung mit Untersuchungen zu Nachhaltigkeit und Klimaschutz in der Pla-
nung, dem Bau und Betrieb der Liegenschaft möglich, welche auch mit einer anschließenden 
Zertifizierung einhergeht. Um einen ambitionierten Gebäudenachhaltigkeitsstandard plan-
bar, messbar und vergleichbar zu machen, gibt es verschiedene Leitfäden und Zertifizierungs-
systeme wie DGNB, LNB, LNFB, NBBW, etc., die als Planungs- und Optimierungstool alle am 
Bau beteiligten über die gesamte Bauphase hinweg unterstützen. Beim Bau der neuen Bertha-
Benz-Schule wurde dies bereits praktiziert. 
Im Besonderen für die Sanierung von energieverbrauchsintensiven Liegenschaften sollte die 
Möglichkeit eines Energieeinspar- oder Energieliefer- Contractings in Betracht gezogen wer-
den, durch welches ein externer Dienstleister bei letzterem technische, bauliche und organi-
satorische Maßnahmen plant, finanziert und letztendlich realisiert. 
Digitale Lösungsansätze wie Desk-Sharing und Homeoffice könnten weiterhin dazu beitragen, 
den Flächen-und damit den Energiebedarf zu reduzieren. 
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6.2 Mobilität 
 

6.2.1 Motorisierter Fuhrpark 
Die Treibhausgasbilanz und Aufstellung des Fuhrparks wurde in Kapitel 3.1 abgehandelt und 
in Tabelle 5 der Anteil und die Betriebsmittelverteilung des Fuhrparks für 2024 angegeben. 
Mit 6 von 40 Pkw ist der Verwaltungsfuhrpark zu 15% alternativ/elektrisch betrieben. Zusätz-
lich stehen den Mitarbeitern zwei Pedelecs und ein E-Roller für Dienstfahrten zur Verfügung. 
Bestrebungen die Anzahl der elektrifizierten Kraftfahrzeuge auszubauen beziehen sich auf die 
Prüfung und Entscheidung im Einzelfall. Die Verfassung einer Fuhrparkkonzeption und deren 
Erweiterung um Vorgaben bezüglich der Beschaffung alternativer Antriebe wird nach Inbe-
triebnahme und einer ausreichend langen Nutzung sowie Datensammlung durch das elektro-
nische Fahrtenbuch erfolgen. 
Um alle praktisch umsetzbare Möglichkeiten der Emissionssenkung im Fuhrpark zu untersu-
chen, hat die klimaneutrale Kommunalverwaltung im Jahr 2024 die Auslastung von BEVs, die 
Umstellung auf elektrisch und erdgasbetriebene Fahrzeuge sowie auf die Verwendung von 
HVO100 eingehend analysiert. Folgend werden die Ergebnisse zusammenfassend dargestellt. 
 
Untersuchung zum Einsatz von Elektromobilität, Battery-Electric-Vehicles (BEVs) 
Um herauszufinden, ob die Ausweitung eine Nutzung von E-Fahrzeugen im Fuhrpark des Land-

kreises grundsätzlich Sinn macht, wurden Fuhrparkdaten des Jahres 2023 ausgewertet. Hier-

für wurden Laufkilometer von jeweils drei BEVs und drei Verbrennern der Poolfahrzeuge un-

tersucht, um eine gegebenenfalls unterschiedliche Einsatzhäufigkeit im Zusammenhang mit 

der Antriebsart abzubilden. 

Als Erkenntnis konnte festgestellt werden, dass BEVs sehr gut angenommen und im Besonde-

ren vorzugsweise im Kurzstreckenbereich genutzt werden. Weiterhin wurde deutlich, dass so-

wohl BEVs als auch Verbrenner zumeist nur 1-2 Fahrten am Tag zurücklegen. Auch oder den-

noch gelangen im Speziellen die BEVs an Tagen mit einer hohen Fahrtenfrequenz nicht an ihre 

Reichweitengrenze, sodass eine Nutzungsausweitung auf Basis dieser ersten Auswertung 

möglich erscheint. 

Weitere Betrachtungen zur Erarbeitung einer Fuhrparkkonzeption, auch im Zusammenhang 

mit der Einführung und Auswertung des elektronischen Fahrtenbuches welches im Frühjahr 

2025 erfolgt ist, sind nach seiner einjährigen Nutzung in 2026 zu erwarten. 

In 2024 wurde die Leistungsbeschreibung der Elektrofahrzeuge den Voraussetzungen der auf 

dem Areal befindlichen Ladesäulen mit 11 kW Ladeleistung angepasst, sodass die verbauten 

On-Board-Charger, welche maßgeblich die Ladeleistung und -geschwindigkeit bestimmen, die 

vorhandenen Kapazitäten ausschöpfen. Weiterhin solle zu einer möglichen Elektrifizierung 

der Fuhrparkflotte auch die vorhandene Ladeinfrastruktur auf dem LRA Areal betrachtet und 

angepasst werden. 

 
Untersuchung zur Umstellung auf Erdgasbetrieb 
Unter Anbetracht der Klimafreundlichkeit sind CNG-, LPG- und LNG-Fahrzeuge nur in einer 
monovalenten Ausführung eine vertretbare Option. CNG und LNG sind jedoch v.a. aufgrund 
der schlechten Tankinfrastruktur nicht praktikabel und damit keine Option für den Fuhrpark 
der Landkreisverwaltung. Eine Umrüstung von im Eigentum befindlichen benzinbetriebenen 
Fahrzeugen auf LPG in monovalentem Betrieb wäre möglich. Die Vorteile liegen hier in der 
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guten Tankinfrastruktur26, Reduzierung der Emissionen um ca. 13% und der Reduzierung der 
Betriebskosten. Allerdings befanden sich im Jahr 2023 nur noch fünf Benziner im Fuhrpark des 
FB Straßenbau (im Jahr 2022 waren es noch 11), deren Umrüstbarkeit außerdem noch tech-
nisch geprüft werden müsste. Aufgrund des insgesamt geringen Betrags zur Treibhausgasre-
duktion ist damit diese Alternative unter wirtschaftlichen und klimaschutztechnischen Aspek-
ten nicht vertretbar.  
 
Untersuchung der Betankung mit HVO100 
HVO100 ist unter bestimmten Voraussetzungen ein vielversprechender alternativer Kraftstoff. 
Die problemlose technische Umsetzbarkeit, die verbesserten Eigenschaften gegenüber Diesel, 
die (wachsende) Tankinfrastruktur sowie die Befürwortung durch die Politik sprechen für des-
sen Einsatz. Voraussetzung für die Klimafreundlichkeit ist allerdings die Verwendung von 100% 
recycelten Abfallstoffen, die möglichst regional beschafft werden müssten. Nur regionale Ab-
fallstoffe vermeiden hohe Transportemissionen und ermöglichen eine belastbare Rohstoff-
rückverfolgung. Allerdings reichen die Mengen an Abfallölen in der EU nicht aus, um das in-
dustriespartenübergreifende Interesse emissionsverminderter Kraftstoffe zu sättigen27. Auch 
vor dem Hintergrund der Gesamtbetrachtung der Stoffkreisläufe in den unterschiedlichen In-
dustrien ist der Einsatz von UCO28s als Dieselsubstitut kritikwürdig und nicht empfehlens-
wert.29 So wird das Thema auch im Zollernalbkreis aktuell kontrovers diskutiert. „Alle nach-
haltig nutzbaren Potentiale von HVO100 seien bereits weitgehend ausgeschöpft, sodass […] 
von einer Anrechnung in der Kernbilanz abgesehen wird, jedoch nachrichtlich der Testeinsatz 
von 100% HVO-Biokraftstoff ab dem Bilanzjahr 2023 dargestellt werden kann.“30 Durch die 
Nichtanrechnungsfähigkeit von HVO100 entsprechend der Positionierung des Ifeu-Instituts 
besteht aus Sicht der klimaneutralen Kommunalverwaltung Sigmaringen momentan kein In-
teresse daran, dieses einzuführen. Mittel- und langfristig wird dennoch empfohlen, die wei-
tere politische Entwicklung in Deutschland, vor dem Hintergrund des fortgeschrittenen Ver-
sorgungsausbaus im europäischen Ausland, zu beobachten. Sollte das Angebot von HVO100 
in Deutschland weiter ausgebaut werden, sollte seine Anwendung nochmals auf Nachhaltig-
keitsaspekte wie solche der Beschaffungswege und Industriesektorenkonflikte betrachtet und 
reevaluiert werden. 
 
Fazit 
Aus Sicht der klimaneutralen Kommunalverwaltung ist eine Umstellung auf Erdgas bzw. 
HVO100 als Treibstoff zum aktuellen Zeitpunkt nicht zu empfehlen. Im Bereich der Pkw-Nut-
zung sollte der Fokus auf einer Umstellung auf Antriebsarten liegen, die einen wesentlichen 
Beitrag zur Emissionseinsparung leisten. Hierzu zählt der Elektroantrieb, bei dem zwar erhöhte 
Anschaffungskosten zu erwarten sind, die Emissionen jedoch deutlich gesenkt werden und 
damit einen effektiven Beitrag zur Zielerreichung der Klimaneutralität leisten. Zur Berechnung 
der Gesamtwirtschaftlichkeit sollten jedoch auch die Betriebskosten betrachtet werden, die 
im Vergleich zu Verbrennerfahrzeugen deutlich niedriger sind. Zudem werden mit der steigen-
den Eigenstromproduktion die Betriebskosten kontinuierlich sinken.  

                                                      
26 s. Studie „Identifizierung von Hemmnissen der Nutzung von LNG und CNG im schweren Lkw-Verkehr sowie Möglichkeiten zu deren Über-
windung“, Bundesministerium für Digitales und Verkehr, 2015/10 
27 https://www.dvz.de/dossiers/nachhaltigkeit-dossier/detail/news/gebrauchte-speiseoele-sind-fluguntauglich.html 
28 UCO = used cooking oil; Gebrauchte Speiseöle 
29 Das Ifeu Institut legt die Zielkennwerte und die Methodik für die Erfassung der THG-Bilanz für die klimaneutrale Kommunalverwaltung 
fest. 
30 Emailaustausch mit dem Zollernalbkreis 
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Im Bereich der Nutzfahrzeuge sind, aufgrund der schlechten Verfügbarkeit von praxistaugli-
chen E-Antrieben, weitere Möglichkeiten der Emissionssenkung durch andere alternative An-
triebe auszuloten. 
 

6.2.2 ÖPNV und (Berufs-)Pendlerverkehr  
Seit dem 1. Juli 2023 wird den Mitarbeitenden das Deutschlandticket als Job-Ticket angeboten 
und durch das Landratsamt mit einem Rabatt von 5% und einem Arbeitgeberzuschuss von 
max. 25 € pro Monat gefördert. 
 

6.2.3 Liegenschaftsinterne Infrastruktur & Förderung des Fahrradverkehrs 
Im Jahr 2024 wurde das Thema Fahrradmobilität in das betriebliche Gesundheitsmanagement 
(BGM), unter Leitung des FB10, eingegliedert. Damit sollen die fahrradbezogenen Aktivitäten 
gebündelt und besser aufeinander abgestimmt werden. Zweck ist außerdem u.a. eine Kon-
zeptentwicklung zur Förderung und Stärkung der allgemeinen Fahrradmobilität der Mitarbei-
tenden und dahingehend auch der infrastrukturellen Gegebenheiten der Liegenschaften. 
 
Insgesamt fördert das Landratsamt Sigmaringen die Fahrradmobilität seiner Mitarbeitenden-
schon seit mehreren Jahren mit einem vielfältigen Angebot. Neben zwei überdachten und 
zwei nicht überdachten Fahrradabstellanlagen, gibt es am Areal Leopoldstraße auch Dusch-
räume in zwei unterschiedlichen Gebäuden. Eine weitere überdachte Fahrradabstellablage 
mit Ebike-Lademöglichkeit ist für 2026 projektiert. 
Seit 2023 gibt es zudem einen öffentlich zugänglicher Radservicepoint an der Zufahrt Hohen-
zollernstraße. Mitarbeitende wie auch die Bürger und Bürgerinnen können dort kleinere Re-
paraturen und kurze Sicherheitschecks durchführen. Außerdem besteht dort die Möglichkeit 
an der von den Stadtwerken betriebenen Ladestation das eigene Ebike aufzuladen. 
 
Die Teilnahme an den jährlich stattfindenden Aktionen „Mit dem Rad zur Arbeit (MdRzA)“ 
sowie „Stadtradeln“ gehört inzwischen zum festen Bestandteil der geförderten Mitmachkul-
tur des Landratsamt Sigmarinen und erfreut sich einer wachsender Teilnehmerzahl. 
 
Die Einführung eines Jobrads im Leasingmodell oder die Bezuschussung eines privaten Rad-
kaufs wird aktuell noch vom FB10 Personal und Organisation geprüft. 
 

6.2.4 Dienstreisen  
Über das Formular für Dienstreisen wird über eine mehrstufige Abfrage sichergestellt, dass 
Wirtschaftlichkeit und Klimaschutz durch den Einzelnen bei jeder Fahrt berücksichtigt werden. 
So ist ein Pflichtfeld auszuwählen, das bestätigt, dass keine kostengünstigere Alternative, wie 
z.B. eine Videokonferenz möglich ist. Zudem ist bei der Wahl der Beförderungsmittel bei An-
gabe eines Dienst- oder Privatfahrzeugs zu begründen, warum keine öffentlichen Verkehrs-
mittel genutzt werden.  
 
Dienstreisen, welche über bahn.business gebucht und angetreten werden, werden von DB 
grundsätzlich kompensiert31. Die CO2-Emissionen, die bei diesen Geschäftsreisen z.B. durch 
Dieselzüge oder indirekte Emissionen entstehen, werden durch den Anbieter atmosfair über 
Investitionen in Klimaschutz- und Entwicklungshilfsprojekte ausgeglichen. 

                                                      
31 Die Kompensation durch bahn.business beeinflusst jedoch nicht die Treibhausgasbilanz der Landkreisverwal-
tung Sigmaringen 
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6.2.5 Handlungsempfehlungen Mobilität 
Der Ausbau und die Förderung der vier Säulen Telearbeit, Digitalisierung, öffentlicher Nah-
verkehr und das Landratsamt als fahrradfreundlicher Arbeitgeber32 greifen ineinander und 
können mobilitätsverursachte Treibhausgasemissionen reduzieren. 
Zunehmende Telearbeit verringert Pendelfahrten und die fortschreitende Digitalisierung er-
möglicht ortsunabhängige Aktenzugriffe und Onlinemeetings.  
Zusätzlich können niederschwellige Angebote, wie das eines Jobrads (oder der Bezuschussung 
eines Radkaufs) und dem dazugehörigen weiteren Ausbau fahrradfreundlicher Infrastruktur 
dazu beitragen, Pkw-fahrende Mitarbeiter hin zu einer nachhaltigeren Fortbewegungsalter-
native abzuwerben. 
Die Umstellung des Fuhrparks auf Basis von überwiegend herkömmlichen Verbrennern hin zu 
nachhaltigen Alternativen und deren Tauglichkeit für ihr individuelles Einsatzgebiet steht im 
Zentrum einer vorausschauenden und zukunftsorientierten Pkw-Fuhrparkkonzeption, bei der 
auch die verwaltungsspezifischen Rahmenbedingungen und Anforderungen berücksichtigt 
und abgebildet und die Einsatzfähigkeit der Verwaltung z.B. auch in Krisen- und Katastrophen-
fällen sichergestellt wird. Diese sollte neben der Einhaltung gesetzlicher Vorgaben und gege-
bener Haushaltsmittel in der Lage sein, auf Weiterentwicklungen zu reagieren und sich mög-
lichst technologieoffen aufstellen können. Dies bedeutet, dass eine verstärkte Auseinander-
setzung hinsichtlich alternativer Antriebstechnologien als auch Betriebsmittel stattfinden 
muss, also sowohl elektrisch betriebener Fahrzeuge, ggf. als auch solcher Fahrzeuge, die 
Brennstoffzellen- oder Direktverbrenner auf Basis von Synthesegasen oder –fluiden nutzen. 
Möglichkeiten zur Mobilitätswende sowie deren Technologien und dazugehörige Betriebsmit-
tel der Umstellung sollten auf deren Einsatztauglichkeit untersucht werden. 
Die in 2025 eingeführten elektronischen Fahrtenbücher ermöglichen darüber hinaus eine 
exakte elektronische Dokumentation über Fahrleistung und Treibstoffverbrauch, die dann un-
abhängig von Herstellerangaben eigene, praxisbezogene Berechnung der Emissionen ermög-
lichen. Die Novellierung der Fuhrparkkonzeption mit einem Planungshorizont bis 2030 soll ab 
2026 erfolgen, sobald die Datensammlung des elektronischen Fahrtenbuchs die Zeitspanne 
eines Jahres abdeckt. Nutzerspezifisch bieten sich ECOdrive-Schulungen zur treibstoffarmen 
Fahrzeugführung an.  
Da die Einflussnahme der Landkreisverwaltung im Besonderen auf die Spezial- und Schwer-
lastfahrzeugflotte des Straßenbaus und der Straßenmeistereien von der technischen Weiter-
entwicklung alternativer Antriebe sowie deren Wirtschaftlichkeit abhängig ist, ist hier eine 
Substitution durch Maschinen alternativer Betriebsstoffe und damit eine deutliche Verringe-
rung der Treibhausgase in Höhe von knapp 21% in 2024 (s. Tabelle 4 und Abbildung 3) aus 
heutiger Perspektive noch nicht absehbar. 
 

6.3 Beschaffung   
Grundsätzlich ist das Handlungsfeld der Beschaffung sehr heterogen gestaltet und erstreckt 

sich über eine große Anzahl unterschiedliche Produkte. Viele davon lassen sich aufgrund des 

Fachbezugs anderen Handlungsfeldern zuordnen, so z.B. Laptops und sonstige IT- Endgeräte. 

Dem gegenüber stehen Produkte der zentralen Beschaffung, die fachbereichsübergreifend 

vom Fachbereich 21 Liegenschaften und Technik eingekauft werden. Dieses Handlungsfeld 

                                                      
32 Eine entsprechende Zertifizierung wird angestrebt. 
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befasst sich ausschließlich mit Produkten der zentralen Beschaffung. Hierzu zählen u.a. Re-

cyclingpapier, Reinigungsmittel, Büromöbel und alltäglicher Bürobedarf. 

6.3.1 Recyclingpapier 
Recyclingpapier spart im Vergleich zu Frischfaserpapier große Mengen an Ressourcen, ist 

durch kürzere Transportwege klimaschonender, bei der Verarbeitung werden weniger um-

welt- und gesundheitsschädliche Chemikalien eingesetzt. Aufgrund von hohen Verbrauchs-

mengen in der Verwaltung und an den landkreiseigenen Schulen ist daher eine Umstellung 

anzustreben. 

Bereits im Jahr 2023 wurde die technische Machbarkeit an ausgewählten Geräten geprüft und 

bestätigt. Vorgespräche mit unterschiedlichen Fachbereichen und des Kreisarchivars ergaben 

jedoch, dass eine vollständige Umstellung auf Recyclingpapier aus Gründen der unsicheren 

Archivierbarkeit nicht möglich ist. Vielmehr ist eine fallbasierte Abwägung bei jedem Druck-

auftrag erforderlich. Die genauen Kriterien wurden von der klimaneutralen Kommunalverwal-

tung im internen „Leitfaden für die Verwendung von Recyclingpapier in der Verwaltung und 

an den Schulen des Landkreises“ festgehalten.  

Die Einführung von Recyclingpapier in der Verwaltung erfolgte im März 2024, die Schulen folg-

ten zum Schuljahreswechsel im Herbst 2024. Jeder Drucker wird seitdem mit Frischfaser- und 

Recyclingpapier bestückt, wobei der Standardeinzug für Ersteres voreingestellt ist. Die Berech-

nung der dadurch erreichten Einsparungen sind im Abschnitt 3.2Freiwillige Nebenbilanz Pro-

jekt Recyclingpapier (s. S. 18) nachzulesen. 

Das verwendete Recyclingpapier ist mit dem Blauen Engel zertifiziert, was seit über 45 Jahren 

als Umweltzeichen der Bundesregierung für höchste Ansprüche an den Umwelt-und Klima-

schutz in Produkten steht. Im Fall von Recyclingpapier bedeutet dies: 

 Herstellung aus 100% Altpapier 

 Kein Einsatz von Chlor, optischen Aufhellern oder halogenierten Bleichmitteln in der 

Herstellung 

Um den Einsatz von Recyclingpapier zu würdigen, nahm der Landkreis in 2024 rückwirkend für 

das Jahr 2023 am Wettbewerb „Papieratlas“ teil, der Kommunen, Landkreise und Hochschu-

len in mehreren Kategorien auszeichnet. Die Auswertung ergab, dass trotz einer unterjährigen 

Einführung bereits rund 20% Recyclingpapier verwendet wurde, was eine Einsparung von ca. 

264.400 Liter Wasser und 60 MWh Energie bedeutet. Gleichzeitig konnten rund 1t CO2-Äq. 

eingespart werden. 

6.3.2 Werbematerial 
Auch im Bereich Beschaffung von Werbematerial durch die Zentralstelle wurde im Jahr 2024 

vermehrt auf Nachhaltigkeit geachtet. So wurden neue Kugelschreiber mit Bambusanteil ein-

gekauft, die nicht nur vom Material her einen besseren ökologischen Fußabdruck haben, son-

dern auch stabiler und langlebiger sind. Außerdem wurden neue Schlüsselbänder nachge-

kauft, die zu 100% aus recyceltem PET bestehen. 

 

6.3.3 Handlungsempfehlungen Beschaffung 
In den Vergabeverfahren des Landkreises werden bereits jetzt Nachhaltigkeitskriterien be-

rücksichtigt. Grundsätzlich liegt die Idee nahe, diese Vorgaben in einer zentralen „Leitlinie zur 
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nachhaltigen Beschaffung“ zusammenzufassen. Diese bietet die Möglichkeit, Vorgaben zur Er-

stellung von Vergabeunterlagen bestimmter Produktgruppen zu machen. Energetische und 

umweltbezogene Anforderungen können so präziser formuliert und die betreffenden Eig-

nungs- und Zuschlagskriterien eine stärkere Gewichtung gegeben werden. Eine erste Projekt-

skizze dafür wurde im Jahr 2024 durch die klimaneutrale Kommunalverwaltung erstellt. Die 

Ausarbeitung eines Leitfadens erfolgt aktuell. 

Ergänzend könnten mit der Erstellung von sogenannten Klimacheckfragebögen (z.B. nach dem 

Vorbild des Landkreises Ludwigsburg) grundsätzliche qualitative Aspekte der Nachhaltigkeit 

wie Langlebigkeit, Reparaturfähigkeit sowie Energieeffizienz für geplante Beschaffungen ab 

einem gewissen Schwellenwert abgefragt werden. Auf dieser Grundlage ist eine Beurteilung 

der Produkttauglichkeit hinsichtlich des Klimaschutzes möglich und stellt einen praktischen 

Ansatz zur Unterstützung der Entscheidungsfindung dar. Zusätzlich sollte die Mehrfachnut-

zung oder Wiederver- und -aufwertung („Refurbishing“) von Produkten Priorität haben, um 

das vorhandene Potential von Ressourcen im Umlauf voll ausnützen zu können. Daher könnte 

die Leistungsbeschreibung als Instrument der frühen Weichenstellung zukünftig erweitert und 

verstärkt genutzt werden, eine ressourcenschonende und –effiziente Produktauswahl zu ge-

nerieren, die auch herstellerbasierte Rücknahmesysteme oder Wiederaufbereitungsoptionen 

umfasst. 

6.3.4 Handlungsempfehlungen Digitalisierung und Informationstechnologie 
Im Hinblick auf den Klimaschutz bietet die Digitalisierung vielversprechende Potentiale v.a. im 

Bereich der Papiereinsparung und bei der Vermeidung von Dienst- und Pendlerfahrten. Inwie-

fern der erhöhte Stromverbrauch für die Bereitstellung der zusätzlich benötigten IT-Kapazitä-

ten die Einsparungen relativiert, kann nur langfristig ermittelt werden. 

Die Verlängerung der Nutzungsdauer von IT-Geräten hat zur Folge, dass sich Ressourcen- und 

Energieaufwand für den jeweiligen Nutzungszeitraum um etwa ein Drittel verringert haben. 

Mit Blick auf Klimaschutz und der Ressourcenschonung ist es also sinnvoll, vorhandene und zu 

beschaffende Hardware möglichst lange zu verwenden, auch um zusätzlich das Aufkommen 

von Elektronikschrott zu verringern. Zuverlässige Geräte mit simplen Produktdesign zur un-

komplizierten Reparatur, eine möglichst lange Herstellergarantie sowie Serviceleistungen sind 

Eckpfeiler, die das ermöglichen und in der Landkreisverwaltung bereits implementiert sind 

und unbedingt weiter fortgeführt werden sollten.  

Weitere Nachhaltigkeitsaspekte hinsichtlich des Handlungsfeldes Informationstechnologie 

haben den Schwerpunkt der zunehmenden Zentralisierung von Serverräumen sowie der intel-

ligenten Nutzung von Abwärme, welche jedoch aufgrund bautechnischer Gegebenheiten erst 

im Zuge einer grundlegenden Gebäudesanierung im Areal an der Leopoldstraße aufgegriffen 

werden können. Als weiterer vielversprechender Ansatz gilt das Desk-Sharing-Konzept, bei 

dem im Wechsel Arbeitsplätze geteilt werden. Dadurch muss nicht für alle Mitarbeitenden 

eine vollumfängliche Ausstattung und Möblierung bereitgestellt werden. Die Bedarfsdeckung 

wird über neue digitale Strukturen und logistische Lösungsansätze verfolgt. 

Die voranschreitende Digitalisierung unterstützt das ortsunabhängige Arbeiten auf vielfältige 

Art und Weise, sodass mit fortscheitender Projektumsetzung neben einem geringeren physi-

schen Ressourcenverbrauch (u.a. von Büropapieren), auch eine relevante Einsparung von 
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Wegstrecken zu erwarten sind. Um Emissionen durch Dienstreisen, Arbeitswege und Dienst-

gänge zunehmend zu umgehen, sollte die Nutzung von Online-Meeting-Anwendungen sowie 

die Nutzung von Home-Office Plätzen weiter unterstützt werden. 

 
 

6.4  Veranstaltungen 
 

6.4.1 Handlungsempfehlungen Veranstaltungen 
Die Ausstrahlwirkung einer Veranstaltung ist enorm– nicht nur die Teilnehmenden sind Mul-
tiplikatoren der Nachhaltigkeit, auch die beauftragten Dienstleister passen ihr Angebot der 
Nachfrage an und werden so vermehrt nachhaltige Lösungen anbieten. Mit dem Ziel umfäng-
licher Nachhaltigkeit hat sich das Landratsamt Sigmaringen auch mit Blick auf seine Vorbild-
funktion verpflichtet, eigene Veranstaltungen nachhaltig auszurichten. Veränderte Anforde-
rungen an Nachhaltigkeitskriterien von Veranstaltungen müssen dabei nicht zu mehr Aufwand 
führen. Dienlich wäre eine Checkliste, die bereits während der Planungsphase dabei hilft, um-
weltschonende Veranstaltungskonzepte ohne Qualitätsabstriche zu erstellen. 
 
Folgende Maßnahmen können zu einer Optimierung der Treibhausgasbilanz von Veranstal-
tungen beitragen: 

- Mobilität: Reduktion verkehrsinduzierter Klimabelastungen durch „zentrale Lage“, 
gute Erreichbarkeit sowie Terminierung von Beginn und Ende, damit Besucher prob-
lemlos mit öffentlichen Verkehrsmitteln an- und abreisen können und im Vorfeld dar-
über informiert werden. Zudem gibt es Möglichkeiten, die Anfahrten zu kompensieren. 
Hierzu stehen Dienstleister zur Verfügung, wie ClimatePartner, Atmosfair oder MyCli-
mate. 

- Flyer und Merchandising reduzieren und auf digitale Verteiler setzten. Notwendige 
Druckerzeugnisse und Werbeprodukte aus nachhaltigen Ressourcen mit möglichst ho-
hem Recyclinganteil herstellen. 

- Kommunikation: Öffentlichkeitsarbeit um Besucher anzusprechen und von klima-
freundlichen Maßnahmen zu überzeugen, sowie andere Veranstaltungsorganisatoren 
zu werben, damit diese nachziehen. 

- Catering: Veranstaltungen und interne Besprechungen mit Reichung regionalgehan-
delter, saisonaler (Bio-) Produkte in Mehrwegverpackungen, sowie einem Konzept 
zur Vermeidung von Lebensmittelverschwendung. Auch die Verwendung von Mehr-
weggeschirr und –besteck sowie von Getränkespendern statt Flaschen ist zu befürwor-
ten. 

- Dokumentation und Nachbearbeitung mit anschließender CO2-Bilanzierung, um die 
Relevanz unterschiedlicher Maßnahmen besser einordnen zu können und im An-
schluss eine freiwillige CO2-Kompensation zu ermöglichen. 
 
 

6.5 Übergeordnete Maßnahmen 
 

6.5.1 Handlungsempfehlungen übergeordnete Maßnahmen 
Für die erfolgreiche, flächendeckende Umsetzung des Klimaschutzes in der Verwaltung ist es 
entscheidend, dass sich Gremien und Verwaltungsspitze klar als Unterstützer positionieren. 
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Wichtig ist hier vor allem das klare Bekenntnis zu den Klimaschutzzielen und die entspre-
chende Kommunikation an die Mitarbeitenden und die Öffentlichkeit. Als Ausgangspunkt 
könnte eine Willenserklärung ein starkes Signal nach innen und außen setzen. Im Weiteren 
sollten durch Dienstanweisungen die Aspekte des Klimaschutzes in allen Bereichen manifes-
tieren. Für die Funktionsfähigkeit des verwaltungsinternen Klimaschutzes und die Handlungs-
fähigkeit der damit betrauten Mitarbeitenden ist eine regelmäßige Überprüfung der Zielerrei-
chung und der Strategie unerlässlich. Dies sollte in einer regelmäßig tagenden internen Steu-
erungsgruppe stattfinden, um alle Mitarbeitenden für die Querschnittsthemen der klimaneut-
ralen Kommunalverwaltung zu sensibilisieren und ihre Sichtbarkeit zu erhöhen. 
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7. Einbeziehung der Klimafolgekosten 
 
Emissionsbedingte Umweltbelastungen verursachen hohe Kosten für die Gesellschaft, etwa in 
Form von umweltbedingten Gesundheits- und Materialschäden, Ernteausfällen oder Schäden 
an Ökosystemen. Die durch den Klimawandel verursachten Wohlfahrtseinbußen heutiger und 
zukünftiger Generationen können fiktiv als sogenannte Klimafolgekosten berechnet werden.  
 

7.1 Internalisierung der Klimafolgekosten durch die Klimarelevanzprüfung mit Hilfe 
eines „Schattenpreises“ 

Durch das Hinzurechnen der Klimafolgekosten im Rahmen einer Maßnahmenplanung können 
diese frühzeitig als Entscheidungshilfe für oder gegen eine Sanierungsoption hinzugezogen 
werden. Es wird ein „Schattenpreis“ genutzt, um den Aspekt des Klimaschutzes bei der Be-
trachtung von unterschiedlichen Alternativen, insbesondere gegenüber vordergründig schein-
bar günstigeren, weil ohne Betrachtung der Vorlauf- und/ oder Folgekosten, auch wirtschaft-
lich sichtbar zu machen. Die Klimarelevanz der verschiedenen Maßnahmenoptionen kann so 
monetär abgebildet werden, indem der fiktive CO2-Schattenpreis an deren jeweilige Treib-
hausgasemission über den Lebenszyklus gekoppelt wird, deren Betrachtung sonst unter den 
Tisch fällt. Die klimaschonendere Variante wird dadurch wirtschaftlich konkurrenzfähiger und 
ermöglicht den direkten Kostenvergleich mit herkömmlichen Alternativen. Aktuell gibt es für 
diese „Schattenbepreisung“ keine offiziellen Größenempfehlungen. Im KGA Leitfaden nach-
haltiges Bauen Landkreis Ravensburg wird dieser Wert für 2021 bei 25€ angesetzt. Die Lan-
deshauptstadt Stuttgart hat 2020 mit 50€/t CO2 begonnen, diesen in 2024 auf 237 Euro pro 
Tonne Kohlendioxid angehoben und ab 2025 um jährlich 15 Euro pro Tonne erhöht.33 
 
 

7.2 Internalisierung der Klimafolgekosten durch einen verwaltungsinternen Klima-
schutzfond in Abhängigkeit der Verfehlung des 14%igen Reduktionspfads 

Eine weitere Möglichkeit ist eine Internalisierung der Klimafolgekosten bei Verfehlung des 
Emissionsminderungspfads. Aus der Theorie soll auch eine zeitnahe Eigenkompensation die-
ser Klimafolgekosten in die Tat umgesetzt werden können: Durch eine Kopplung der über die 
exponentielle Minderungskurve hinausgehenden jährlichen Emissionen an die Klimafolge-
kostenempfehlung des Umweltbundesamts von 300 € für das Jahr 2024 können die Schäden 
am Ökosystem in Geldwert umgerechnet und in einen verwaltungseigenen, internen Klima-
schutzfond einbezahlt werden. Die Internalisierung der Klimafolgekosten findet durch deren 
ausschließliche Aufwendung für zusätzliche Projekte und Maßnahmen statt, welche z.B. auf 
Basis fehlender Wirtschaftlichkeit nicht realisierbar wären und schafft abseits der Amortisati-
onsrechnung neue Anreize für weitreichendere Nachhaltigkeitsbestrebungen. Da der Emissi-
onsminderungspfad eine 14%ige jährliche Emissionsminderung voraussetzt, sollte ausgehend 
von der Startbilanz 2022 mit 3030 t CO2, in 2024 lediglich 2241 t CO2-Äq anstatt 2.871 t CO2-
Äq emittiert worden sein. Die Emissionsüberschreitung seit 2023 von rechnerisch ca. 630 t 
CO2-Äq bis einschließlich würde daher theoretisch zu einer Einzahlung von ca. 189.000 € in 
den verwaltungsinternen Klimaschutzfond führen. 
 
 

                                                      
33 https://www.domino1.stuttgart.de/web/ksd/ksdRedSystem.nsf/ae7ae-
fac3711e63fc1257c67004d7347/738309e7d18cba97c1258aae0047d3e6?OpenDocument 
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8. Zusammenfassung und Ausblick 
 
Im Jahr 2024 wurde durch das Wirken der Landkreisverwaltung Sigmaringen mit 2871 t CO2-
Äq 117 t CO2-Äq mehr emittiert als im Vorjahr. Der Gesamtenergieverbrauch der Landkreis-
verwaltung ist gegenüber dem Vorjahr nahezu konstant geblieben (~1%), geringfügige Mehr-
verbräuche und Einsparungen haben sich gegenseitig kompensiert. Der schlechter gewor-
dene Emissionsfaktor des deutschen Strommixes in Verbindung mit einem leichten Wärme-
verbrauchsanstieg beim St. Anna-Haus sowie dem manuellen Betrieb der Bertha-Benz-
Schule führte jedoch zu einem Emissionsanstieg, wodurch der jährliche Reduktionspfad von 
14% erneut nicht eingehalten werden konnte. Schwankende Emissionsfaktoren verdeutli-
chen hier die Notwendigkeit der vergleichenden Betrachtung mehrerer Bilanzjahre, um trotz 
gleichbleibender Verbräuche bei ggf. steigenden Emissionen keine falschen Rückschlüsse zu 
ziehen. 
 
Obwohl der Emissionsverlauf mit den Berechnungen 2024 im Vergleich über die Jahre weiter-
hin einen leichten Abwärtstrend anzeigt, zeigt die erstellete Emissionsprognose (s. S.24) auch, 
dass die geplanten Maßnahmen und die damit zusammenhängenden Einsparungen in den 
kommenden zwei Jahren nicht ausreichen werden, um das jeweilige Minderungsziel von 
jährlich 14% zu erreichen und sich die Abweichung zur Zielkurve vergrößern wird. Umso wich-
tiger ist es daher, in den kommenden Jahren Projekte zu verfolgen, die zu einer wesentlichen 
Senkung des CO2-Äq-Ausstoßes über das jährliche Soll hinaus führen.  
Der wichtigste Ansatzpunkt liegt hier in der Reduzierung des Energiebedarfs der kommunalen 
Gebäude und der Umstellung der fossilen Wärmeerzeugung auf erneuerbare Energieträger, 
da der Energieverbrauch der Liegenschaften mit 74% noch immer die Bilanz dominiert. Der 
Wärmeverbrauch ist dabei der treibende Faktor, der durch den vorherrschenden Einsatz von 
fossilen Brennstoffen 45% der Gesamtemissionen verursacht. Auch im Bereich Mobilität sind 
nach wie vor die Spezial- und Schwerlastfahrzeuge des Fachbereichs Straßenbau die Haup-
temittenten, welche mit knapp 21% der Gesamtemissionen einen nicht vernachlässigbaren 
Anteil ausmachen.  
In der freiwilligen Nebenbilanz wurden die Daten der Arbeitswege der Mitarbeitenden und 
des Papierverbrauchs aufgearbeitet. Wie schon im Vorjahr bewegen sich die Fahrten zu und 
von den Arbeitsstätten auf dem Emissionsniveau des verwaltungseigenen Fuhrparks inklusive 
der angetretenen Dienstreisen. Im Bereich Beschaffung konnten durch die Einführung von Re-
cyclingpapier bereits zum Jahresende 4,8 t CO2-Äq vermieden werden. 
 
Um das Ziel der Treibhausgasneutralität bis 2040 einhalten zu können wird weiterhin empfoh-
len, mit Hilfe der Klimarangfolge der vorrangingen Vermeidung, Verringerung und letztlich 
Kompensation durchschnittlich eine jährliche Emissionseinsparung von 14% zu erreichen. 
Da für eine drastische Treibhausgasreduktion kostenintensive und langfristige Sanierungs-
projekte erforderlich sind, sollte zügig mit der Grundlagenermittlung, Planung und Umsetzung 
begonnen werden. Aktuell wird mit der Fertigstellung sogenannter Gebäudesteckbriefe als 
detallierter Objektzustandberichte zum Ende 2026 gerechnet, auf deren Basis Sanierungskon-
zepte für das Areal der Landratsamtliegenschaften in der Hohenzollernstraße und einer Stra-
ßenmeisterei erstellt werden sollen. Für die Sanierung einer Straßenmeisterei, wurden im 
Haushaltsplan 2026 bereits Mittel eingestellt. Auch für die Sanierung und Aktualisierung des 
Nutzungskonzeptes in den Gebäuden Hauptgebäude, Josefsbau, Wirtschaftsgebäude, Maria-
Hilf und Engelsburg werden im Jahr 2026 erste Überlegungen angestellt. Beide Projekte ber-
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gen das Potential im Bereich Wärme große Emissionseinsparungen zu erzielen. Zusätzlich be-
nötigen zukünftige Neubauten, Sanierungsprojekte, aber auch die laufende Bewirtschaftung 
bestehender Gebäude Vorgaben, die deren Betrieb maßgeblich nachhaltig beeinflussen. Um 
dies zu gewährleisten, sollte dies in einer Energieleitlinie festgeschrieben und einem Ener-
giemanagementsystem verstetigt werden. 
 
Mit einem knapp 26%igen Anteil am Gesamtemissionsausstoß bietet auch das Handlungsfeld 
Mobilität genügend Verbesserungspotential. Obwohl hier nur ein Bruchteil der mobilitätsbe-
dingten Emissionen dem Pkw-Fuhrpark zuzurechnen ist, sollten hier dennoch alle Möglichkei-
ten ausgeschöpft werden. Durch die Einführung des elektronischen Fahrtenbuchs in 2025 
wird es ab 2026 möglich sein, fuhrparkbezogene Daten abzurufen und auszuwerten. Hier-
durch, und gemeinsam mit den abgeschlossenen Untersuchungen möglicher alternativer Be-
triebsmittel können Potentiale zur Emissionsminderung festgestellt und in einer novellierten 
Fuhrparkkonzeption festgehalten werden. Diese sollte auch hinsichtlich der Abhängigkeit von 
fossilen Brennstoffen verstärkt Elektroantriebe in Betracht ziehen. Denn aufgrund der aktuel-
len instabilen geopolitischen Entwicklungen und der daraus resultierenden Blockaden der 
Straße von Hormus sind wiederkehrende Lieferengpässe und daraus resultierende Preisstei-
gerungen fossiler Rohstoffe zu erwarten, wodurch sich die Anschaffung von BEVs wirtschaft-
lich lohnen könnte. Ein Kapitalrückfluss durch die Veräußerung von THG-Quoten der BEVs im 
verwaltungseigenen Fuhrpark wurde bereits in 2025 erfolgreich veranlasst. 
Der Löwenanteil an mobilitätsbedingten Treibhausgasen ist nach wie vor dem Spezial- und 
Schwerlastfuhrpark des Fachbereichs Straßenbau sowie seinen Straßenmeistereien und der 
Bauamtswerkstatt zuzuschreiben. Deren Umstrukturierung hin zur Nutzung alternativer Ener-
gieträger ist im Besonderen von der Marktreife und Einsatztauglichkeit neuer Antriebstech-
nologien abhängig und folglich noch nicht absehbar.  
Im Bereich der Nebenbilanz werden weiterhin niederschwellige, aber höchst wirksame Pro-
jekte zur Mobilisierung von klimawirksamen Aktivitäten im Berufsalltag umgesetzt.  
 
Bereits durch das Anstoßen und Fortführen folgender Projekte  
 
• Erstellung von Gebäudesteckbriefen als Grundlage einer Sanierungsstrategie 

 Erstellung einer Energieleitlinie 

 Fortschreitender Ausbau von PV Anlagen auf kreiseigenen Dächern 

 Einbau intellligenter Thermostatventile 
• Untersuchungen alternativer Betriebsmittel (Elektro, HVO100 und Erdgas) und Betrach-

tung von Elektromobilität in der Fuhrparkkonzeption 2030 
• Generierung von Einnahmen durch THG-Quoten elektrifizierter Kfz 
• Ausweitung der Verwendung von Recyclingpapier auf die Schulen 
• Fortlaufende Unterstützung des BGM zur Förderung von Maßnahmen zur Attraktivie-

rung der Fahrradmobilität und Umsetzung entsprechender Maßnahmen 

 Sensibilisierung und Schulung von Auszubildenden und Studierenden hinsichtlich Ener-
geispar- und Klimaschutzthemen 

 
werden Weichen hin zu einem ganzheitlichen Transformationsansatz der Landkreisverwal-
tung gestellt, die das Fundament zur systematischen, effizienten und vorausschauenden Emis-
sionsreduktion weiter ausbauen. Eine weiterhin regelmäßige Berichterstattung ermöglicht ei-
nen transparenten Umgang der in die Öffentlichkeit getragenen Willenserklärung. 
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Trotz der Einstellung des European Energy Award durch seine Bundesgeschäftstselle zum 
31.12.2025 möchte die Landkreisverwaltung Sigmaringen  ihre Bemühungen im Energie- und 
Klimaschutzmanagement systematisch weiterführen. Aus diesem Grund hat der Kreistag am 
15.12.2025 beschlossen das Steuerungs- und Controllinginstrument "Zukunftslandkreis", das 
die Energieagentur Oberschwaben erarbeitet hat, zu nutzen. Dieses befindet sich in 
2026/2027 in der Pilotphase, an der auch der Landkreis Sigmaringen beteiligt ist. 
 

 

 
 
 
  

Abbildung 13 Projektplanung der Klimaneutralen Kommunalverwaltung 
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9. Anhang 
 

Anlage 1: Klimaschutzleitbild des Landkreises Sigmaringen 2017 

 



46 
 

 
 



47 
 

Anlage 2: 10-Punkte-Klimaschutzplan 2008 
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